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Gleichstellungsarbeit zu 
Geschlecht, Geschlechtsidentität 
und sexueller Orientierung

Das Ziel von Gleichstellungsarbeit von Frauen*  
und Männern*, von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 
trans* und inter* Menschen ist eine Gesellschaft 
ohne Diskriminierung. In der Durchsetzung von 
gleichen Rechten und Anliegen können sich diskri-
minierte Gruppen gegenseitig bestärken. Es können 
sich aber auch Widersprüche und Interessens-
konflikte ergeben. Eine Tagung über Perspektiven, 
Kontexte und Privilegien.

Alles inklusive?

**Tagung
Freitag, 27. September 2019 
9.00–17.30 Uhr

Volkshaus Zürich 
Stauffacherstrasse 60, 8004 Zürich



Workshop 1 
Feministische Anliegen und Kritik an der 
Zweigeschlechtlichkeit – ein Widerspruch?

 
Elisabeth Joris (Historikerin und Klimaseniorin) 

und Hannes Rudolph (Psychologe, Trans-Akti-

vist und Theaterregisseur) 

 

Heute wissen wir: «Weiblich» und «männlich» 

sind nicht naturgegeben, sondern gesellschaft-

liche Kategorien, die viele Menschen ausschliessen. 

Was bedeutet es für die Gleichstellung von Frauen* 

und Männern*, wenn die Notwendigkeit von Ge-

schlechterkategorien hinterfragt wird? Ist es ein 

Widerspruch, sich für Gerechtigkeit zwischen Frauen* 

und Männer* einzusetzen und gleichzeitig anzu-

erkennen, dass sich die Gesellschaft nicht in zwei 

Geschlechter aufteilen lässt?

Tagungsprogramm
 
Workshop 2 
Intersektionalität und Diversity Manage-
ment: Vielfalt als Konfliktfeld

 

Serena Dankwa (Sozialanthropologin und Jour-

nalistin) und Katrin Meyer (Philosophin und 

Geschlechterforscherin) 

 

«Diversity Management» in Institutionen (Unter-

nehmen, Verwaltung, Schulen) will Vielfalt fördern 

und Identitäten sichtbar machen. Werden damit 

zugleich intersektionale Privilegien, Ausschlüsse und 

Machtverhältnisse verschleiert? Und in welchem 

Zusammenhang stehen die Werte von Vielfalt und 

Pluralismus mit Vorstellungen sozialer Gerechtigkeit?

 
 
Workshop 3 
Familie und Elternschaft: Wohin geht die 
Reise?

 

Christina Caprez (Soziologin und Journalistin) 

und Jochen König (Autor und Blogger) 

 

Ehe, eingetragene Partnerschaft, Regenbogenfami-

lien, Adoption, Reproduktionsmedizin, Eineltern-

schaft, Mehrelternschaft: Die Vorstellungen und 

Realitäten, was Eltern sind und was eine Familie 

ausmacht, ändern sich rasant. Was hat Familie mit 

Gleichstellung für Alle zu tun? 

 

 

Workshop 4 
Sprache schafft Wirklichkeiten

 

René_ Hornstein (Diplompsycholog*in, Bun-

desvereinigung Trans*) und Annette Hug (freie 

Autorin) 

Begrüssung und Moderation 		
	 Anja Derungs

Über den Nutzen unserer Verschieden-
heit – von den Schwierigkeiten und 
Chancen der Intersektionalität 
	 Patricia Purtschert

Umkämpfte politische Identitäten.
Alte Herausforderungen für  
(queer-)feministische Politiken in 
neuem Gewand
	 Sushila Mesquita

Redefreiheit, Hate Speech und
die Politik der Zensur
	 Anatol Stefanowitsch

Tagungssynthese
	 Claudia Kaufmann



Workshop 7 
Gewalt: Welchen Schutz für wen?

 

Adrian Möri (Eidg. anerk. Psychotherapeut, Lei-

ter LGBT+ Helpline) und Martha Weingartner 

(Projektleiterin Fachstelle für Gleichstellung der 

Stadt Zürich) 

 

Frauen* und Männer*, Lesben, Schwule, Bisexuelle, 

trans* und intergeschlechtliche Menschen erfahren 

Gewalt und Belästigungen in unterschiedlichem 

Ausmass und in unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Zusammenhängen. Wie müssen Beratungs- und 

Schutzangebote ausgestaltet sein, um nah an den 

Bedürfnissen der Betroffenen zu sein? Wie sieht die 

aktuelle Beratungslandschaft aus? Wo bestehen Hür-

den? Was können wir gemeinsam verbessern?

 
 
Workshop 8 
(Un)Sichtbarkeiten

 
Nina Mühlemann (Wissenschaftlerin Disability 

Studies, Künstlerin und Aktivistin) und Jovita 

dos Santos Pinto (Geschlechterforscherin mit 

Schwerpunkt Postkolonialismus und Aktivistin 

bei Bla*Sh) 

 

Unsichtbarkeit kann Privilegien bedeuten, Sicht-

barkeit Diskriminierung – auf individueller Ebene. 

Minderheiten wollen auf gesellschaftlicher und poli-

tischer Ebene sichtbar sein und anerkannt werden. 

Sichtbarkeit auf individueller Ebene – von trans* 

Menschen, Frauen mit Kopftuch, People of Color, 

Menschen mit Behinderungen – hat oft das Gegenteil 

von Anerkennung zur Folge. Welche Strategien gibt 

es, individuelle Sichtbarkeit in soziale umzuwan-

deln?

*

Der Kampf darum, dass Frauen* in der Sprache 

sichtbar sind, wird schon lange geführt. In den 

letzten Jahren wird auch die Forderung nach sprach-

licher Repräsentation von Menschen laut, die sich 

nicht den Kategorien «Frau» oder «Mann» zu-

gehörig fühlen. Was kann Sprache? Was soll sie?

 

 

Workshop 5 
Alles was Recht ist

 

Alecs Recher (Jurist, Leitung Rechtsberatung 

und Advocacy, Transgender Network Switzer-

land TGNS) und Binh Tschan (Juristin, Fach-

stelle für Gleichstellung der Stadt Zürich) 

 

Wo besteht auf rechtlicher Ebene Handlungsbedarf 

für die Gleichstellung von Frauen* und Männern*, 

wo für die Gleichstellung von Lesben, Schwulen, 

Bisexuellen, trans* und intergeschlechtlichen 

Menschen? Wie – wenn überhaupt – kann das Recht 

kollidierenden aber auch gleichgerichteten Interessen 

von Frauen* und LGBTI-Personen in unterschied-

lichen Lebensbereichen gerecht werden? 

 

 
Workshop 6 
Was Infrastruktur und Räume mit Gender 
zu tun haben

 

Ursina Anderegg (Wissenschaftliche Mitarbei-

terin, Abteilung Gleichstellung von Frauen und 

Männern Uni Bern) und Myshelle Baeriswyl 

(Psychologin und Sexualpädagogin) 

 
Viele Angebote sind geschlechtsspezifisch ausge-

richtet: Frauen*beratungsstellen, Frauen*zentren, 

Männer*kurse u.a.m. Auch die Infrastruktur ist 

meist geschlechtergetrennt: Toiletten, Garderoben, 

Duschen, manche Badeanstalten. Welche Logik und 

Überlegungen stehen dahinter? Wo braucht es spezi-

fische Räume, wo nicht? Welche Lösungsansätze gibt 

es?
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Vorwort

Wie kann Gleichstellungsarbeit zu Ge-
schlecht, zu Geschlechtsidentität und 
zu sexueller Orientierung gelingen? Was 
sind Gemeinsamkeiten? Gibt es Wider-
sprüche und Interessenskonflikte? Solche 
Fragen waren Ausgangspunkt der Tagung 
«Alles inklusive?» im September 2019.

Ein Beispiel: Es ist eine Errungenschaft 
der Frauenbewegung, dass heute Zah-
len beispielsweise zu Löhnen jeweils für 
Männer und Frauen ausgewiesen werden. 
Nur so kann Lohnungleichheit aufgezeigt 
werden, erst solche Zahlen ermöglichen 
es, Behauptungen, Banalisierungen und 
Individualisierungen gegenüber Gleich-
stellungsforderungen zu entkräften und 
über strukturelle Diskriminierung zu 
sprechen. Diese Zahlen beruhen jedoch 
auf einer binären Geschlechterordnung, 
die entsprechend nicht-binäre Menschen 
ausschliesst. So wurde denn auch 2018 
ein parlamentarischer Vorstoss auf Bun-
desebene eingereicht mit dem Anliegen, 
der Bundesrat solle prüfen, alternativ zu 
einem dritten Geschlecht auf einen per-
sonenstandsrechtlichen Geschlechtsein-

trag generell zu verzichten. Eine nach-
vollziehbare Forderung, jedoch ein Di-
lemma für die Gleichstellungsarbeit.

Drei Keynotes und der Tagungskommen-
tar bildeten den Rahmen des Tages. Sie 
befassten sich mit Privilegien und Dis-
kriminierungen von unterschiedlichen 
Gruppen und damit, welche Bündnispoli-
tik vor diesem Hintergrund möglich ist. 
In den acht Workshops konnten struk-
turelle, institutionelle, systemische und 
individuelle Fragen vertieft werden. 

Die Tagung bot einen Rahmen, einan-
der Raum zu geben, zuzuhören, Dinge zu 
hinterfragen, neue Perspektiven einzu-
nehmen und auch aus Fehlern zu lernen.
 
Es wäre dem Titel «Alles inklusive?» 
der Tagung wohl nicht gerecht gewor-
den, wenn die Tagung nicht auch Wider-
sprüche, Unverständnis bis hin zu Ärger 
ausgelöst hätte. Die Tagung bot einen 
Grundstein für weitere Diskussion und 
Auseinandersetzung. Auch für uns als 
Fachstelle.

In dieser Tagungsdokumentation finden 
Sie alle Keynotes, eine Zusammenfassung 
der Workshops mit Leitsätzen, die in den 
Workshops formuliert wurden, und den 
Tagungskommentar.
 
Wir möchten Ihnen und weiteren Inte-
ressierten damit die Gelegenheit geben, 
diesen dichten Tag nochmals in Ruhe Re-
vue passieren zu lassen und Einblick in 
die Workshops zu erhalten, die Sie nicht 
besuchen konnten. 

Ich danke an dieser Stelle nochmals allen 
Referierenden und Workshopleiter*innen 
ganz herzlich für ihre sorgfältigen und 
inspirierenden Beiträge.

Ein grosses Dankeschön möchte ich auch 
den Teilnehmer*innen der Tagung aus-
sprechen. Es ist nicht selbstverständlich, 
dass Menschen aus so unterschiedlichen 
Bereichen wie den Stadtzürcher Gemein-
schaftszentren, Pro Juventute, von Fach-
hochschulen, Beratungsstellen, Gleich-
stellungsfachstellen aus dem In- und 
Ausland, aus der Tourismusbranche, aus 

NGOs, vom Frauen*streik-Kollektiv oder 
aus dem HR-Bereich an einem Tag zu-
sammenkommen. Und miteinander ins 
Gespräch kommen, diskutieren und ein-
ander zuhören.

Und nicht zuletzt möchte ich meinem 
Team von der Fachstelle für Gleichstel-
lung der Stadt Zürich meinen Dank aus-
sprechen für die sorgfältige Vorbereitung 
der Tagung, für die Diskussion vor und 
nach der Tagung und die weitere Aus-
einandersetzung mit den an der Tagung 
diskutierten Themen.

Anja Derungs, 
Leiterin Fachstelle für Gleichstellung 

der Stadt Zürich
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Patricia Purtschert ist 
Philosophin und Kul-
turwissenschaftlerin, 
Professorin für Ge-
schlechterforschung 
und Co-Leiterin des Interdisziplinären
Zentrums für Geschlechterforschung 
der Universität Bern. Sie interessiert 
sich für feministische Praktiken an der 
Schnittstelle von Wissenschaft, Politik 
und Aktivismus.

Patricia
Purtschert

Gegen diesen immer wieder ausgedrück-
ten Widerwillen, sich mit spezifischen 
Erfahrungen von Ungleichbehandlung, 
Unrecht und Diskriminierung zu befas-
sen, setzt sich diese Tagung auf wohl-
tuende Weise ab. Sie setzt sich mit den 
Rechten und Anliegen unterschiedli-
cher diskriminierter und marginalisier-
ter Gruppen auseinander, um, wie es im 
Ausschreibungstext heisst, nach Bünd-
nissen und Interessenkonflikten zwi-
schen diesen Gruppen zu fragen. Mit 
dieser Bereitschaft, die Erfahrungen und 
Anliegen unterschiedlicher marginali-
sierter Gruppen ernst zu nehmen, geht 
eine wichtige Einsicht einher: Dass näm-
lich eine Gesellschaft als Ganzes nur dann 
gerechter werden kann, wenn sie es zu 
erkennen vermag, wie, warum und auf 
welche Weise Menschen ungleich behan-
delt, nicht gehört oder ihrer Rechte be-
raubt werden. Denn gerade sogenannte 
Minderheiten verfügen aufgrund ihrer 

Liebe Anwesende

Es ist zurzeit viel die Rede von Identitäts-
politik oder Political Correctness. Beide 
Begriffe, und es gibt noch einige andere 
solcher Reizwörter, werden benützt, um 
ein Gespenst an die Wand zu malen: Die 
Vorstellung einer Gesellschaft, die ausei-
nanderbricht, weil es keinen gemeinsa-
men Nenner mehr gibt, weil sie sich im-
mer mehr aufspaltet in kleine und noch 
kleinere Interessengruppen, die nur noch 
ihre jeweiligen Anliegen im Blick haben 
und deswegen unfähig sind, im Namen 
eines grösseren Ganzen zu agieren, ja 
überhaupt noch im Kontext eines grös-
seren Ganzen zu denken. Mit der Stimme 
der Vernunft wird dann behauptet, dass 
es Zeit sei, spezifische Probleme hinten-
anzustellen und wieder die gesamte Be-
völkerung, Nation, Region, die gesamte 
Menschheit oder überhaupt den Erdball 
in den Blick zu nehmen.  

«Über den Nutzen unserer
Verschiedenheit – 
von den Schwierigkeiten
und Chancen der Inter-
sektionalität»
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Diese Frage führt uns zurück zum Anfang 
meiner Ausführungen, sie führt uns 
zur aktuellen gesellschaftlichen Dis-
kussion von Gleichstellungsanliegen 
und zur Art und Weise, wie die Un-
terschiede oder auch Konflikte zwischen 
marginalisierten Gruppen zurzeit ge-
rahmt und eingeordnet werden. Ich glau-
be, dass es für uns von grosser Bedeu-
tung ist, zu verstehen, wie die Anliegen, 
die uns betreffen, in einer grösseren Öf-
fentlichkeit verhandelt werden, und dass 
wir überlegen müssen, was das mit uns 
macht und wie wir uns dazu verhalten. 
Ich führe diesen Gedanken anhand von 
zwei Beispielen aus, die zurzeit immer 
wieder in den Medien diskutiert werden.

Das eine Bespiel, das ich gleich auch kri-
tisch betrachten werde, betrifft die Vor-
stellung, die zunehmende Anerkennung 
von trans* Menschen würde mit dem 
Feminismus kollidieren. So soll die hart 
erkämpfte Möglichkeit eigener Räume 
für Frauen und Lesben durch die Präsenz 
von trans* Menschen und insbesondere 
von trans* Frauen bedroht werden. Wei-
ter würden trans* Bewegungen zu einem 
Zwang der Vermännlichung statt zu einer 
Stärkung und Emanzipation von Frau-
en führen: Mädchen, die sich nicht ge-
schlechterkonform verhalten oder nicht 
(nur) heterosexuell empfinden, würden 
gemäss dieser Kritik zu Jungs gemacht, 
anstatt in ihrem Anderssein bestärkt zu 
werden. 

Das andere Beispiel betrifft das Verhältnis 
von Religion und Gleichstellung, respek-
tive einer spezifischen Religion, nämlich 
des Islams zur Gleichstellung. Demnach 
wird es als schwierig oder sogar unmög-
lich betrachtet, die Praktizierung der is-

Erfahrungen über ein Wissen, das für die 
Weiterentwicklung der Gesellschaft un-
abdingbar ist, weil sie dieser Gesellschaft 
einen Spiegel vorhalten und ihr aufzeigen 
können, wo ihre eigenen Ansprüche – al-
so z.B. eine offene, tolerante oder demo-
kratische Gesellschaft zu sein – an ihre 
Grenzen kommen oder für gewisse Men-
schen schlichtweg nicht gelten. Deshalb 
ist das Wissen von Menschen, die mit 
Diskriminierungen unterschiedlichster 
Art zu kämpfen haben, unabdingbar, um 
verstehen zu können, wer die privilegier-
ten Mitglieder einer Gesellschaft sind, 
wie Macht gesamtgesellschaftlich verteilt 
ist und was die Privilegien der einen mit 
den Unrechtserfahrungen der anderen zu 
tun haben. 

Was bedeutet es aber nun, in dieser spe-
zifischen Zeit und an diesem spezifischen 
Ort über die Widersprüche und Gemein-
samkeiten nachzudenken, denen wir 
begegnen, wenn unterschiedliche Men-
schen sich, wie es in der Ausschreibung 
dieser Tagung heisst, für eine «Gesell-
schaft ohne Diskriminierung» einsetzen? 
Ich möchte im Folgenden der Möglichkeit 
von Bündnissen zwischen Gruppierungen 
nachgehen, die sich mit Diskriminierung, 
insbesondere in Bezug auf Geschlecht 
und Sexualität beschäftigen, und dabei 
Hindernisse thematisieren, die diesen 
Bündnissen im Weg stehen können. Ich 
habe dazu fünf Fragen vorbereitet, an-
hand denen ich meine Überlegungen ent-
wickeln werde.

1. Wer definiert die Konflikte, die sich 
im Bereich der Gleichstellung ergeben, 
und aus welcher Perspektive wird ein 
Konflikt überhaupt zu einem solchen er-
klärt? 

Über den Nutzen unserer Verschiedenheit

möglicht es, Konflikte nicht einfach als 
gegeben hinzunehmen, sondern 
zu verstehen, wie sie hergestellt 
werden, wer dabei welche Form 
der Definitionsmacht ausübt und 
wer auch Interesse daran haben könnte, 
bestimmte Konflikte zu setzen und be-
haupten.

Für diesen Schritt zurück ist ein Blick 
in die Medien aufschlussreich. Schauen 
wir uns ein paar Beispiele aus den Main-
stream-Medien an. 

Beispiel 1:
Roedig, Andrea: «Der Trend zu Trans». In: Die Zeit On-
line, 14. Dezember 2015. https://www.zeit.de/kul-
tur/2015-12/transsexualitaet-homosexualitaet-diversi-
ty-geschlecht-butches-10nach8 (Abgerufen: 22. Novem-
ber 2019).

Beispiel 2:
Fontana, Katharina: «Wann ist eine Frau eine Frau?», In: 
Weltwoche, 15. Mai 2019. https://www.weltwoche.ch/
ausgaben/2019-20/artikel/wann-ist-eine-frau-eine-
frau-die-weltwoche-ausgabe-20-2019.html (Abgerufen: 
22. November 2019).

lamischen Religion mit der Geschlech-
tergleichstellung zusammenzubringen. 
Für manche steht die Sorge um die Un-
terdrückung muslimischer Frauen im 
Vordergrund, für andere die Angst, dass 
aktuelle Errungenschaften im Bereich 
der Gleichstellung durch die Präsenz von 
Muslim*innen in westlichen Gesellschaf-
ten angegriffen oder rückgängig gemacht 
werden könnten. 

Bevor ich weiterfahre mit meiner Analy-
se dieser Beispiele, möchte ich eine Be-
merkung anbringen. Ich habe lange ge-
zögert, diese und auch weitere Beispiele 
aufzugreifen, weil ich damit nicht nur 
eine problematische Vorstellung eines 
Gegensatzes: Feminismus versus trans* 
Aktivismus, Islam versus Gleichstel-
lung aufgreife, sondern diesen angebli-
chen Gegensatz jetzt und hier erneut in 
den Raum stelle, und das sind Vorgänge, 
die verletzende Bilder aufrufen. Ich ha-
be mich dennoch dafür entschieden, es 
zu tun, weil ich in meinem Alltag immer 
wieder auf genau diese Konfliktlagen an-
gesprochen werde, die meines Erachtens 
weitgehend konstruierte Konfliktlagen 
sind, und weil ich denke, dass zurzeit vie-
le Aushandlungen über unseren Umgang 
mit Geschlecht und Sexualität über solche 
scheinbaren Gegensätze erfolgen. 

Damit kehre ich zurück zu meiner Fra-
ge: was machen wir mit den erwähnten 
Darstellungen von Konflikten? Ein erster 
wichtiger Schritt, so schlage ich vor, ist 
ein Schritt zurück. Bevor wir fragen: Wie 
kann dieser Konflikt gelöst werden, lohnt 
es sich zu fragen: Wer definiert diesen 
Konflikt und aus welcher Perspektive wird 
der Konflikt überhaupt zu einem solchen 
erklärt? Ein solcher Schritt zurück er-

https://www.zeit.de/kultur/2015-12/transsexualitaet-homosexualitaet-diversity-geschlecht-butches-10nach8
https://www.zeit.de/kultur/2015-12/transsexualitaet-homosexualitaet-diversity-geschlecht-butches-10nach8
https://www.zeit.de/kultur/2015-12/transsexualitaet-homosexualitaet-diversity-geschlecht-butches-10nach8
https://www.weltwoche.ch/ausgaben/2019-20/artikel/wann-ist-eine-frau-eine-frau-die-weltwoche-ausgabe-20-2019.html
https://www.weltwoche.ch/ausgaben/2019-20/artikel/wann-ist-eine-frau-eine-frau-die-weltwoche-ausgabe-20-2019.html
https://www.weltwoche.ch/ausgaben/2019-20/artikel/wann-ist-eine-frau-eine-frau-die-weltwoche-ausgabe-20-2019.html
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Beispiel 3:
Mirzo, Laila: «Frauenfeinlicher Islam: Wir Frauen müs-
sen wieder aufstehen». In: Neue Zürcher Zeitung, 06. 
Februar 2019. https://www.nzz.ch/feuilleton/frauenfein-
licher-islam-wir-frauen-muessen-wieder-aufste-
hen-ld.1459320 (Abgerufen: 22. November 2019).

Beispiel 4:
Ueltschi, Kathrin: «Frauenbilder im Islam - Haben Män-
ner das göttliche Recht über den Frauen zu stehen?». In: 
SRF Online, 26. März 2018. https://www.srf.ch/kultur/
gesellschaft-religion/frauenbilder-im-islam-ha-
ben-maenner-das-goettliche-recht-ueber-den-frauen-
zu-stehen (Abgerufen: 22. November 2019). 

Beispiel 5:
Flückiger, Jan: «Burka tragende Trans-Menschen», In: 
Neue Zürcher Zeitung, 15. August 2016. https://www.nzz.
ch/schweiz/sp-frauen-mit-stern-burka-tragende-
trans-menschen-ld.111044 (Abgerufen: 22. November 
2019).

Was können wir von diesem Blick in die 
Medien lernen? Wir lernen, dass die 
angesprochenen Konflikte nicht ein-
fach zwischen betroffenen Menschen 
entstehen und ausgetragen werden, 
sondern dass sie in Mainstream-Medi-
en, in der Politik, in den Behörden und 
an anderen Orten verhandelt und damit 
auch mit erzeugt werden. Wir müssen 
uns also kritisch fragen, inwiefern diese 
Konfliktlinien, die uns als Aktivist*in-
nen, Gleichstellungsbeauftragte oder Fe-
minist*innen beschäftigen, gerade auch 
von Akteur*innen hergestellt werden, die 
nicht selten von sich sagen, sie würden 
von aussen auf diese eigenartigen Aus-
wüchse demokratischer Aushandlungs-
kultur blicken. Die Konflikte, die sie nicht 
nur kommentieren, sondern mit herstel-
len, werden dabei oftmals skandalisiert, 
exotisiert und zu Stellvertreterdebatten 
für ganz andere Dinge gemacht: Dem 
NZZ-Journalisten im letzten Beitrag geht 
es offensichtlich weder um die Anliegen 
der SP-Frauen noch um diejenigen von 
Burkaträgerinnen oder trans* Menschen. 
Die grosse Frage ist aber, warum es ihm 
gelingt, diese Themen zu verbinden und 
sie zum Vehikel für seine eigentliche Bot-
schaft zu machen: dass linke und femi-
nistische Bemühungen um Geschlechter-
gerechtigkeit lächerlich sind und gerade 
noch Stoff für eine Kolumne bieten – 
mehr nicht. 

Ich denke, wir können einiges lernen 
von diesem Journalisten, auch wenn es 
nicht das ist, was er uns gerne beibringen 
möchte. Wir sollten darüber nachdenken, 
inwiefern ganz spezifische aktuelle Aus-
einandersetzungen dafür verwendet wer-
den, Gleichstellungsforderungen pau-
schal abzuwehren und abzuwerten. Die 

Über den Nutzen unserer Verschiedenheit

Debatten um Burka oder Kopftuch, der 
Streit um genderneutrale Toiletten oder 
geschlechtergerechte Sprache werden 
zurzeit in unterschiedlichsten Kontexten 
auf anekdotische Weise zitiert – und mit 
anekdotisch meine ich, dass nicht auf die 
Inhalte der Debatten eingegangen wird, 
sondern die Debatten als Illustration für 
die angebliche Masslosigkeit von Gleich-
stellungsanliegen dienen. Mit dem Ziel, 
emanzipatorisches Denken per se zu-
rückzuweisen. 

Verhandelt werden in diesen Texten, so 
mein Punkt, in der Regel nicht die eigent-
lich relevanten Fragen, die das Zusam-
menleben marginalisierter mit anderen 
Menschen betreffen. Es werden vielmehr 
aus einer ganz anderen politischen Per-
spektive – z.B. einer neokonservativen 
Position, welche sich grundsätzlich gegen 
egalitäre Politiken und Umverteilungs-
versuche stellt, oder aus einer neolibera-
len Position, die alles Politische der Lo-
gik des Ökonomischen unterordnet – die 
Grenzen des Tragbaren und Untragbaren, 
des Sagbaren und Unsagbaren, des Zu-
mutbaren und Unzumutbaren, des An-
gebrachten und des Abwegigen gezogen. 
Diese diskursiven Aushandlungen werden 
oft an Orten getroffen und von Subjek-
ten geführt oder inszeniert, die mit den 
eigentlichen Erfahrungen der betroffenen 
Menschen nichts zu tun haben. Aber, und 
das ist der entscheidende Punkt, sie prä-
gen die Auseinandersetzungen zwischen 
Minderheiten enorm. Das bedeutet, dass 
«unsere Kämpfe, unsere Fragen, unsere 
Auseinandersetzungen» eben auf weite 
Strecken nicht einfach «unsere» sind – 
und die Frage, was «uns» hier bedeutet, 
lass ich als Frage im Raum stehen. Es geht 
mir erst einmal darum zu erinnern, dass 

die Körper, die Anliegen, das Leiden und 
die Kämpfe von Frauen, von ras-
sifizierten Menschen, von trans* 
Menschen und queeren Men-
schen, immer auch als Arena be-
nutzt worden sind und werden, um ganz 
andere Interessen zu legitimieren und 
durchzusetzen – denn die Instrumenta-
lisierung und das Gegeneinander-Aus-
spielen emanzipatorischer Kämpfe sind 
so alt wie diese Kämpfe selbst. 

Was machen wir mit dieser Erkennt-
nis? Ich schlage vor, dass wir eine ge-
wisse Vorsicht behalten gegenüber den 
behaupteten Spaltungen, die marginali-
sierte Gruppen durchziehen sollen, dass 
wir eine gewisse Weigerung kultivieren, 
an diese Spaltungen zu glauben, und eine 
vitale Skepsis gegenüber den Konflikten 
pflegen, die uns nachgesagt werden, ins-
besondere gegenüber denjenigen, wel-
che in Mainstream-Kontexten insze-
niert werden und uns alle zu grotesken 
und karnevalesken Figuren machen. Als 
erstes Zwischenfazit möchte ich darum 
festhalten, dass wir uns, egal wo unsere 
Meinungsverschiedenheiten liegen und 
wie gross sie sein mögen, im Ansinnen 
treffen, unsere Unterschiede nicht von 
Kräften instrumentalisieren zu lassen, 
die nicht unsere Anliegen im Blick haben 
oder generell anti-egalitär agieren. Das 
könnte ein erster Schritt für eine gemein-
same Bündnispolitik sein.

2. In welchem Kontext werden Diffe-
renzen und Konflikte zwischen Gleich-
stellungsanliegen artikuliert und ver-
handelt?

Aus dem Vorhergehenden ergibt sich 
auch, dass wir uns mit den Kontexten be-
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schäftigen müssen, in denen Bemühun-
gen und Forderungen um Gleichstellung 
und Emanzipation ausgehandelt wer-
den. Wir erheben Anspruch darauf über 
die Kontexte und Bedingungen mitbe-
stimmen zu können, unter denen solche 
Konflikte diskutiert werden. Ich möchte 
diesen Punkt an drei Beispielen verdeut-
lichen: Leihmutterschaft, religiöse Sym-
bole und Umgang mit Hormonen.

Wie wir wissen, ist der grösste Teil der 
Menschen, die eine Leihmutterschaft in 
Anspruch nehmen, heterosexuell. Darum 
gibt es gute Gründe, Diskussionen kritisch 
gegenüberzustehen, welche die ethische 
und politische Frage der Leihmutter-
schaft als ein Problem schwuler Männer 
darstellen. Das bedeutet wiederum nicht, 
dass innerhalb lesbisch-schwuler-bi-
sexueller-queerer Kreise nicht Räume 
geschaffen werden können und sollen, 
in denen unterschiedliche Positionen in 
Bezug auf die Leihmutterschaft disku-
tiert werden. Gerade aus einer feminis-
tischen und postkolonialen Perspektive 
gibt es begründete Fragen und Einwände, 
Fragen nach dem Recht von schwange-
ren Menschen, über ihren Körper zu be-
stimmen, und Fragen zur kapitalistischen 
Ausbeutung von Menschen und ihren 
Körpern in einer enorm asymmetrischen 
Nord-Süd-Ökonomie. 
Ähnlich lässt sich argumentieren mit Be-
zug auf den Umgang mit religiösen Sym-
bolen: Die Berichterstattung über weib-
liche «Verschleierungspraktiken» im 
Islam bedient oftmals koloniale Stereo-
type und dient der rassistischen Abgren-
zung zwischen «uns» und «denen», 
zwischen den angeblich Fortschrittlichen 
und den scheinbar Rückständigen. Das 
bedeutet aber nicht, dass in muslimisch 

geprägten Kontexten nicht kontrovers 
darüber diskutiert wird, wie mit reli-
giösen Symbolen und Kleidungsstü-
cken umgegangen werden soll, nicht 
zuletzt als Reaktion auf bestehende 
Kleidungsvorschriften wie etwa auf die 
Verschleierungspflicht in der islamischen 
Republik Iran oder auf das Verhüllungs-
verbot im Kanton Tessin. 
Ein drittes Beispiel betrifft den Umgang 
mit Hormonen. Immer wieder heisst es, 
auch in feministischen Kreisen, die hor-
monell unterstützte Geschlechteranglei-
chung von trans* Menschen sei im Inter-
esse von oder sogar ein Produkt der Phar-
maindustrie. Es gibt viele gute Gründe, 
warum wir eine gesamtgesellschaftliche 
Diskussion über die Macht der Pharma-
industrie und unseren Umgang mit Me-
dikamenten im allgemeinen oder Hormo-
nen im Besonderen führen sollten: Men-
schen in unserer Gesellschaft verhüten 
mit Hormonen, bauen ihre Muskeln mit 
Hilfe von Stereoiden auf, gehen durch die 
Wechseljahre mit Hormonen, kurieren 
alle möglichen Leiden mit Kortison und 
nehmen täglich Hormone im Trinkwas-
ser zu sich. Es leuchtet nicht ein, warum 
der gesellschaftliche Umgang mit Hor-
monen vor allem am Beispiel von trans* 
Menschen verhandelt werden soll. Und 
gleichzeitig ist es wichtig zu wissen, dass 
die Frage, welche Bedeutung Hormonen 
zukommt und welche politische Posi-
tionen gegenüber der Vermarktung von 
Hormonen eingenommen werden kön-
nen, in unterschiedlichen trans* Kontex-
ten intensiv verhandelt werden. 

Eigentlich, das zeigen diese Beispiele, ist 
es so banal wie einleuchtend: Selbstver-
ständlich sprechen Lesben und Schwule 
über unterschiedliche Formen der Eltern-
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schaft, Muslim*innen über ihren Um-
gang mit religiös und anders konnotier-
ten Kleidungsstücken, trans* Menschen 
über Hormonpräparate und selbstver-
ständlich werden dabei die unterschied-
lichsten Positionen eingenommen. In 
der öffentlichen Wahrnehmung werden 
diese Unterschiede aber oftmals über-
sehen und homogenisiert: Es wird da-
von ausgegangen, dass Schwule für die 
Leihmutterschaft sind, Musliminnen fürs 
Kopftuchtragen, trans* Menschen für die 
Einnahme von Hormonen. So betrachtet 
sind unser Problem nicht die Differenzen, 
sondern die fehlende Möglichkeit, das 
Spektrum an Differenzen innerhalb mar-
ginalisierter Gruppen sichtbar zu machen. 
Es geht aber noch um mehr: Die ständi-
ge und diskriminierende Verbindung be-
stimmter Minderheiten mit bestimm-
ten Inhalten verletzt das Anrecht dieser 
Menschen, nicht immer auf die gleichen 
Themen reduziert zu werden, über ganz 
andere Dinge sprechen zu können, Din-
ge, die sie selbst bestimmen, Dinge, die 
ihnen wirklich am Herzen liegen. Zumal 
die Fragen, die ihnen ständig aufgedrückt 
werden, sehr persönliche und intime As-
pekte des Lebens betreffen: wie und ob sie 
Eltern werden wollen, wie sie sich kleiden 
und mögliche Verbindungen zu religiösen 
und anderen Gemeinschaften sichtbar 
machen oder nicht, welches Verhältnis 
sie zu ihren Körpern haben und wie sie 
ihn, mit allen möglichen Mitteln, pflegen 
und gestalten.

Damit wird, und das wäre mein zwei-
ter Vorschlag für eine Bündnispolitik, 
eine Verantwortung ersichtlich, die wir 
als unterschiedlich positionierte Ver-
treter*innen von Minderheiten einander 
gegenüber haben. Wenn ich als weiss 

positionierte Geschlechterforscherin da-
zu aufgefordert werde, die pat-
riarchalen Gebräuche von Mig-
rant*innen zu kritisieren (und 
solche Aufforderungen erhalte ich 
durchaus), dann gilt es, sich diesem An-
gebot in aller Deutlichkeit zu widersetzen, 
dem Angebot, sich als Teil einer weissen 
und überlegenen Mehrheit zu verstehen 
und dabei von einer kolonialen Dividende 
zu profitieren. Von schwulen Aktivisten, 
um ein anderes Beispiel zu geben, sollten 
wir wiederum erwarten können, dass sie 
sich wehren, wenn von Homosexuellen so 
gesprochen wird, als seien es nur Män-
ner, und dass sie sich dafür einsetzen, 
dass Lesben und ihre spezifischen Anlie-
gen auf Podien, in Zeitungsartikeln und 
in politischen Debatten sichtbar werden 
und vertreten sind. Bündnispolitik be-
deutet, sich immer auch kritisch gegen-
über Angeboten zu verhalten, die Partizi-
pation, Inklusion oder Gewinn auf Kosten 
von anderen versprechen. 

Das bringt mich zu meiner dritten Frage:

3. Wie können wir lernen, angebliche 
Konflikte anders zu deuten? Welche 
Herrschaftsmomente und welche Un-
rechtserfahrungen zeigen sie uns?

Wenn die Darstellungen von Konflikten 
zwischen Minoritäten in der grösseren Öf-
fentlichkeit oftmals problematisch sind, 
dann bleibt die Frage, was wir mit ihnen 
anfangen und ob wir dennoch etwas von 
ihnen lernen können. Für diesen Punkt 
möchte ich gerne auf die oben genann-
ten beiden Beispiele zurückkommen. Zum 
einen möchte ich zeigen, dass wir anhand 
der angeblichen Interessenkonflikte von 
Minderheiten etwas über aktuelle «Teile 
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und Herrsche»-Strategien lernen kön-
nen, also darüber wie Gleichstellungsan-
liegen gegeneinander ausgespielt werden. 
Wir können zum anderen aber auch etwas 
über Unrechtserfahrungen lernen, die in 
diesen heraufbeschworenen Konflikten 
auf problematische Weise zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Zum ersten Punkt: Zum angeblichen 
Dilemma zwischen dem Islam und der 
Gleichstellung gibt es sehr viele gute und 
kritische Analysen. Insbesondere musli-
mische Feministinnen kritisieren diese 
Darstellung zu Recht als kolonial und be-
vormundend und weisen darauf hin, dass 
bei weissen und nicht-weissen Bevölke-
rungsgruppen beim Thema Gleichstellung 
mit ungleichen Ellen gemessen wird. Für 
die Schweiz hat Meral Kaya schon 2012 
festgehalten, dass mit den Diskussionen 
zum Verschleierungsverbot für musli-
mische Frauen «unter dem Vorwand der 
Geschlechtergleichheit» eine Stellvertre-
terdebatte geführt wird, die «vor allem 
eine harte Linie in der Migrations- und 
Integrationspolitik legitimiert».1 Gleich-
zeitig, so Kaya, wird der Blick von den 
wirklichen Hürden abgelenkt, vor denen 
Migrantinnen und auch Migranten ste-
hen, etwa beim ungleichen Zugang zu 
Bildung, Arbeit und politischen Rechten.2  
Feministische Argumente werden also 
instrumentalisiert, um gesellschaftliche 
Machtverhältnisse beizubehalten oder 
herbeizuführen. Sara R. Farris spricht in 
diesem Zusammenhang von «Femonat-
ionalismus» als dem Versuch «europäi-
scher rechter Parteien [...] feministische 
Ideale für Kampagnen gegen Migranten 
und Migrantinnen und gegen den Islam 
zu vereinnahmen».3 Sie wirft in ihrer 
Analyse die wichtige Frage auf, ob dem 

anti-muslimischen Rassismus, der oft-
mals mit Gleichstellungsargumenten 
begründet wird, nicht auch eine öko-
nomische Funktion zukomme. Die 
Arbeitskraft von Migrantinnen of Co-
lour, so Farris, sei enorm bedeutsam für 
die Versorgung westeuropäischer Gesell-
schaften, jetzt und noch viel mehr in na-
her Zukunft, insbesondere im Care-Be-
reich, also in der Gesundheitsversorgung 
und der Betreuung von älteren Menschen 
und Kindern. Wenn rassistische Diskurse 
wiederbelebt und neu konfiguriert wer-
den, könnte es somit auch darum gehen, 
diese Frauen «regierbar» zu machen und 
sie in prekären Arbeitsverhältnissen hal-
ten zu können.4 
Für eine Bündnispolitik hat diese Ein-
sicht zur Folge, dass es unabdingbar ist, 
die Gegensätze, die uns als alternativlose 
Fakten aufgetischt werden, zu dekons-
truieren, und ihre destruktive Wirkung 
aufzuzeigen, gerade auch für diejenigen, 
in deren Namen sie verfasst werden. So 
machen es rassistische Darstellungen des 
Islam muslimischen Frauen nicht einfa-
cher, sondern schwerer, über Sexismus, 
Trans- und Homofeindlichkeit zu spre-
chen, die sie erleben. Dies einerseits, weil 
sie nicht mehr ins vorherrschende Bild 
der wehrlosen Muslimin passen und des-
halb oft genug nicht gehört werden. Und 
andererseits, weil muslimische Frau-
en kein Interesse an einer Kulturalisie-
rung von Sexismus, Trans- und Homo-
feindlichkeit haben können, die den an-
ti-muslimischen Rassismus befeuert und 
gleichzeitig die vorherrschende christ-
lich-säkulare Kultur als Gleichstellungs-
erfolg zelebriert.

Zweitens: Es gibt aber auch Konstella-
tionen, die uns zeigen, dass berechtig-
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te Kämpfe an falschen Orten und mit 
einem falschen Gegenüber geführt wer-
den. Die heftigen Angriffe gegen trans* 
Aktivist*innen, die oft von sogenannten 
TERFs, trans exclusionary radical feminists, 
also trans-ausschliessenden radika-
len Feministinnen lanciert werden, sind 
transfeindlich und darum inakzeptabel 
und verletzend. Gleichzeit machen gera-
de lesbische TERFs immer wieder auf die 
fehlende Sichtbarkeit und auf die ökono-
mische und soziale Marginalisierung von 
Lesben aufmerksam. Die Prekarität les-
bischen Lebens der Trans-Bewegung an-
zulasten und diese sogar als Inbegriff des 
aktuellen Heteropatriarchats zu stilisie-
ren, ist gefährlich, gewaltvoll und falsch. 
Aber ich glaube, dass die Angst gewisser 
Lesben, in queeren und LGBTIQ Kontex-
ten unterzugehen und nach wie vor um 
grundlegende Formen der Anerkennung 
ringen zu müssen, ernst genommen wer-
den sollte.5 Eine Möglichkeit, auf die pro-
blematische Darstellung von Konflikten 
zu reagieren, könnte darin bestehen, ver-
letzende und falsche Behauptungen klar 
zurückzuweisen, aber berechtigte For-
derungen verstärkt in Bündnispolitiken 
einzubeziehen. Dies könnte etwa gesche-
hen, in dem die vielen lesbischen Stim-
men eingebunden werden, die lesbische 
Erfahrungen der Marginalisierung the-
matisieren, sich aber deutlich von TERF 
Positionen distanzieren (und die in der 
medialen Aufmerksamkeitsökonomie, die 
Interesse am Konfliktpotential von TERFs 
hat, gerade deswegen oft kaum Beach-
tung finden).6 

Damit gelange ich zur vierten Frage, wie 
und vor allem wo wir uns über unsere 
Differenzen und Gemeinsamkeiten ver-
ständigen können. 

4. Wie stellen wir Räume her, in denen 
wir unsere Differenzen themati-
sieren können?

Aufgrund des bisher Gesagten 
wird deutlich, dass es entscheidend ist 
herauszufinden, welche Kontexte es uns 
ermöglichen, über unsere Differenzen so 
miteinander ins Gespräch kommen, dass 
wir einander zuhören, voneinander ler-
nen, und uns auch selbst anders verstehen 
können. Denn wir gehen nicht als fertige 
Subjekte mit abgeschlossenen Meinun-
gen in diese Auseinandersetzungen hin-
ein, sondern erarbeiten im Gespräch mit-
einander ständig auf neue Weise unsere 
unterschiedlichen Standpunkte. Wir sind 
aufeinander angewiesen, auf eine ganz 
grundlegende Weise. Darum können sich 
Diskussionen, die in exponierten Kontex-
ten nicht möglich oder gar fatal sind, in 
«geschützteren» Räumen als produktiv 
und wichtig erweisen. Ich glaube dar-
um, dass wir das eine tun und das ande-
re nicht lassen sollen – dass wir uns den 
Diskussionen verweigern sollten, die auf 
verletzenden und gewaltvollen Bedin-
gungen beruhen, Minderheiten vorfüh-
ren und anhand dieser markierten Körper 
ganz andere gesellschaftliche Dinge aus-
handeln, und dass wir gleichzeitig Räume 
auffinden und erfinden sollten, in denen 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten pro-
duktiv, sorgfältig und mit genügend Zeit 
verhandelt werden können. 

Dazu möchte ich Ihnen gerne eine per-
sönliche Geschichte erzählen.

Ich bin lesbische Mutter und als solche 
immer wieder diskriminierenden Situa-
tionen ausgesetzt. Eines der Themen, von 
denen ich immer wieder eingeholt werde, 
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ist die patriarchale Vorstellung, dass zu 
einer richtigen Familie ein Vater gehört, 
dass Kinder einen Anspruch auf einen 
Vater haben, dass wir Mütter das Kindes-
wohl verletzten, wenn wir den Kindern 
einen Vater vorenthalten. Als junge Mut-
ter musste ich lernen, mich vor diesem 
Thema zu schützen. Ich musste einen 
Umgang finden mit der wildfremden 
Person, die mich an einer Party fragt, wie 
wir unser Kind gezeugt hatten und ob das 
denn nicht hart sei für den Vater, nicht 
mit dem Kind zusammenleben zu können. 
Ich musste einen Umgang finden mit dem 
Kollegen an der Universität, der mir un-
gefragt erzählte, wie schlimm es für ihn 
war, vaterlos aufgewachsen zu sein, und 
wie problematisch er es aus psychoanaly-
tischen Gründen finde, Kinder ohne Vater 
grosszuziehen. Ich musste einen Umgang 
finden mit der Behördenvertreterin, auf 
deren Urteil wir für die Stiefkindadoption 
angewiesen waren, und die aus ethischen 
Gründen das Wort «Spermaspender» 
nicht verwenden wollte, weil es aus ihrer 
Sicht den Vater des Kindes, den es aus 
unserer Sicht nicht gibt, verletzen würde. 
Ich brauchte viel Unterstützung und Aus-
tausch, insbesondere mit meiner Part-
nerin und anderen lesbischen Müttern, 
um zu lernen, mit diesen ständigen und 
oftmals völlig unerwarteten Einbrüchen 
in unsere Intimsphäre umzugehen und – 
noch viel entscheidender – unsere Kin-
der in solchen Situationen begleiten und 
unterstützen zu können. 

Das ist aber noch nicht die ganze Ge-
schichte. Ich tauschte mich in den ver-
gangenen Jahren auch in unterschied-
lichen geschützten Räumen mit ande-
ren lesbischen, bisexuellen und queeren 
Frauen zur Frage aus, wie wir mit der 

gesellschaftlich vorherrschenden Norm 
umgehen, eine Familie ohne Vater sei 
eine mangelhafte Familie. In diesem 
Räumen kam es manchmal zu Dis-
kussionen, die wir in einem weitge-
hend verständnislosen und mit unserer 
Situation nicht vertrauten heterosexu-
ellen Umfeld nie hätten führen können. 
In diesen Räumen konnte es geschehen, 
dass wir plötzlich sehr unterschiedliche 
Positionen in Bezug auf die Frage der 
Vaterschaft einnahmen. Unsicherheiten 
und Ängste wurden artikuliert, die wir als 
Mitglieder dieser heteronormativen und 
patriarchalen Gesellschaft verinnerlicht 
hatten, und ich begann zu verstehen, 
dass die individuellen Antworten, die wir 
als lesbische Mütter auf die Frage fan-
den, wie wir mit der ständigen Nachfrage 
nach einer Vaterfigur umgehen, viel mit 
unseren Erfahrungen zu tun haben, mit 
Dingen, die wir nicht wiederholen woll-
ten, mit verworrenen Geschichten, die 
wir für unsere Kinder anders lösen, aber 
auch mit befreienden Traditionen, die wir 
für sie und mit ihnen fortsetzen wollten. 
Ich habe in diesen Gesprächen meine 
eigenen Positionen entwickeln und festi-
gen gelernt. Aber ich sah mich auch da-
zu aufgefordert, meine eigene Haltung zu 
revidieren. Zu Beginn fand ich das Fest-
halten an einer Vaterfigur aus feminis-
tischer Sicht falsch und war überzeugt, 
dass wir uns alle von dieser patriarchalen 
Idee lösen sollten. Im Gespräch mit Frau-
en, die rassifiziert werden und Rassismus 
ausgesetzt sind, begann ich zu verstehen, 
dass die Frage nach dem fehlenden Va-
ter uns auf ganz unterschiedliche Weise 
einholte. Wenn Schwarze Frauen nach 
den Vätern ihrer Kinder gefragt werden, 
dann zielt diese Frage in der Regel nicht 
nach dem fehlenden guten weissen pa
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triarchalen Familienoberhaupt, sondern 
impliziert beispielsweise die Vorstellung 
eines verantwortungslosen Schwarzen 
Fremden, der Kinder zeugt und dann das 
Weite sucht. Schwarze lesbische Mütter 
und ihre Kinder werden von rassistischen 
Mütter-, Vater- und Familienbildern 
eingeholt und damit andere Formen von 
Diskriminierung ausgesetzt, als ich sie 
als weiss positionierte Lesbe erlebe. Diese 
Einsicht war für mich entscheidend, weil 
ich verstanden habe, dass sich die patri-
archale Vaterideologie, die auch eine ras-
sistische Ideologie ist, auf unterschiedli-
che Art und Weise auf uns auswirkt, und 
dass wir nicht nur, aber auch deswegen 
unterschiedliche Antworten auf die Frage 
finden, wie wir mit der Vater-Norm um-
gehen, ob wir beispielsweise von einem 
abwesenden Vater oder von einem Sper-
maspender sprechen, und mit welchen 
Vorkehrungen wir versuchen, unsere 
Kinder gegen dominante und verletzende 
Vorstellungen von Familie zu schützen.

Das bringt mich zu meiner fünften Frage.

5. Wer ist «wir», und wie stellen wir 
immer wieder kritisch in Frage, wer zu 
diesem «wir» gehört und wer nicht?

Diese Frage und auch meine eben er-
wähnte Erfahrung hat mit dem Begriff zu 
tun, der im Titel meines Referates vor-
kommt, und von dem bislang noch nicht 
die Rede war: Intersektionalität wurde in 
den 1980er Jahren von der US-amerika-
nischen Juristin Kimberlé Crenshaw in 
die Diskussion eingeführt, obwohl, wie 
Crenshaw selbst sagt und wie Sushila 
Mesquita in ihrem Referat ausführt, In-
tersektionalität eine gelebte Realität war, 
lange bevor es den Begriff gab.7 Crens-

haw hat das Konzept in der Auseinan-
dersetzung mit dem Anti-Dis-
kriminierungsrecht in den USA 
entwickelt. Sie diskutierte dabei 
unterschiedliche Gerichtsfälle, 
die alle zeigen, dass Schwarze Frauen 
durch die Maschen der Rechtsprechung 
fallen. Ein Beispiel soll das in aller Kür-
ze veranschaulichen. 1976 haben Emma 
DeGraffenreid und andere Schwarze Mit-
streiterinnen den Autohersteller General 
Motors verklagt. General Motors verfolgte 
damals eine segregierte Anstellungs-
praxis in Bezug auf Geschlecht und Race: 
Frauen wurden nur für gewisse Tätigkei-
ten angestellt, Schwarze Menschen nur 
für andere. Das hatte zur Konsequenz, 
dass Schwarze Frauen gar keine Stellen 
erhielten. Denn die Jobs für Frauen, Se-
kretärinnenstellen etwa, blieben weissen 
Frauen vorbehalten, während die Stellen 
für Schwarze Menschen, z.B. in der Mon-
tage oder Fabrikation, nur an Männer 
vergeben wurden. Schwarze Frauen wur-
den somit systematisch vom Zugang zu 
bezahlter Arbeit ausgeschlossen. 

Obwohl das eine augenfällige Diskrimi-
nierung ist, wurde die Klage von Emma 
DeGraffenreid mit dem Argument abge-
wiesen, General Motors diskriminiere nicht, 
weil die Firma sowohl Frauen (eben weisse) 
als auch Schwarze Menschen (eben Män-
ner) einstellen würde. Das Gericht lehnte 
es ab, die Erfahrungen der Klägerinnen 
mit einer doppelten Diskriminierung – 
einer sexistischen und rassistischen – als 
entscheidend anzuerkennen. Wie sich am 
Beispiel zeigt, ist diese doppelte Diskrimi-
nierung nicht einfach doppelt so gross wie 
diejenige weisser Frauen oder Schwarzer 
Männer, sie ist also nicht additiv in einem 
mathematischen Sinne, sondern sie ent-
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wickelt eine eigene Logik, die verstanden 
werden muss, wenn der Diskriminierung 
von Schwarzen Frauen gesetzlich und auch 
gesellschaftlich Rechnung getragen und 
etwas entgegengestellt werden soll. 

Intersektionalität ermöglicht es uns so-
mit auf die Überschneidungen von Dis-
kriminierungs- aber auch von Privi-
legierungserfahrungen zu achten. So 
sind auch die weissen Frauen oder die 
Schwarzen Männer, die von General Mo-
tors eingestellt wurden, intersektional 
positioniert. Als Frauen und als Schwarze 
werden sie in der segregierten Arbeits-
welt auf bestimmte und tendenziell 
schlecht bezahlte Stellen gesetzt, und 
damit diskriminiert. Als weisse Frauen 
und als Schwarze Männer verfügen sie 
aber gegenüber Schwarzen Frauen über 
den Vorteil, überhaupt als Arbeitskräfte 
in Frage zu kommen. Die Unfähigkeit, 
die Überschneidungen von Diskriminie-
rung und Privilegierung zu erkennen und 
in die Antidiskriminierungsarbeit einzu-
beziehen, zeigt sich nicht nur im Recht 
und der Rechtsprechung. Was den Kläge-
rinnen gegen General Motors passiert ist, 
lässt sich mit unzähligen Erfahrungen 
vergleichen, die mehrfach diskriminierte 
Menschen erleben. Darum hat das Kon-
zept der Intersektionalität über den Be-
reich des Rechts hinaus in den letzten 
Jahrzenten an Bedeutung gewonnen und 
wurde auch für die Gleichstellungsarbeit 
unabdingbar.

Intersektionalität ist ein Korrektiv, das es 
uns ermöglicht zu fragen, wer auf wel-
che Weise in marginalisierten Gruppen 
positioniert und vertreten wird. Inter-
sektionalität erinnert uns daran, dass in 
den strategischen Zusammenschlüssen, 

die wir machen, um als Frauen, Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, trans* oder in-
ter* Menschen gegen Diskriminie-
rungen angehen zu können, vielfäl-
tige Differenzen zwischen und unter 
uns bestehen bleiben. Wie gehen wir mit 
unseren Differenzen um, wie gewichten 
wir unsere unterschiedlichen Erfahrun-
gen und Forderungen, welche Bedürf-
nisse werden als prioritär behandelt 
und welche zurückgestellt? Was machen 
LGBTIQ-Aktivist*innen mit dem vor-
dringlichen Problem der lesbischen Mut-
ter im Rollstuhl, wie sie ihre Kinder mor-
gens vor der Arbeit in die Krippe bringen 
soll, wenn das Tram vor ihrer Haustür 
nicht rollstuhlgängig ist? Mit der jungen 
Frau, die findet, sie werde nicht als bise-
xuelle Person benachteiligt, sondern als 
muslimische Schweizerin? Mit den Sor-
gen eines geflüchteten inter* Menschen 
in einem Aufnahmezentrum, der täglich 
die Ablehnung seines Antrags auf Asyl 
befürchtet? Mit dem Ringen der trans* 
Frau, die nicht weiss, wie sie ihre Miete 
zahlen soll, weil sie seit ihrer Transition 
keine Stelle mehr findet? Mit der Angst 
des queeren Jugendlichen, wie der Klima-
wandel seine Zukunft prägen wird?

Wie können wir neue und vielleicht un-
erwartete Bündnisse schliessen, indem 
wir zum Beispiel die Vorstösse von Les-
ben und Schwulen für den Zugang zur 
Reproduktionsmedizin mit den feminis-
tischen Kämpfen für die Beibehaltung 
und Ausweitung des Abtreibungsrechts 
koppeln? Oder indem wir uns gegen die 
gewaltvolle Durchsetzung von Körper-
normen durch staatliche Institutionen 
wenden, die sich in der Pathologisierung 
von intersex* Menschen zeigt, aber auch 
in der Kriminalisierung nicht-weisser 
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Menschen durch das Racial Profiling der 
Polizei? Damit verknüpft sind weitere 
Fragen, mit der ich meine Überlegun-
gen abschliessen möchte: Was bedeutet 
es, eine Anti-Diskriminierungspolitik zu 
machen, die nicht nur die Anliegen ande-
rer marginalisierter Gruppen erkennt und 
in die eigene Tätigkeit integriert, sondern 
die auch offen ist für die Differenzen in-
nerhalb der eigenen Gruppen?  

Der Titel meines Vortrags «Vom Nutzen 
unserer Verschiedenheit» ist eine An-
spielung auf Audre Lorde, die es immer 
wieder geschafft hat, Aspekte unseres 
Daseins, die als unpolitisch, privat, un-
wichtig oder persönlich wahrgenommen 
werden, ins Zentrum einer Politik zu rü-
cken, die damit eine andere Politik wird. 
«Vom Nutzen unseres Ärgers» heisst ein 
wichtiger Text von ihr und «Vom Nut-
zen der Erotik» ein anderer, der die Wut 
respektive die Erotik als politische Kraft 
ernst nimmt. Audre Lorde hat zudem 
immer darauf beharrt, Differenzen zum 
Ausgangspunkt einer Politik zu machen, 
die das Gemeinsame sucht, ohne die Ver-
schiedenheit zu leugnen. Im Text «Du 
kannst nicht das Haus des Herrn mit dem 
Handwerkszeug des Herrn abreissen», 
schreibt sie:

	 Aber wir verfügen über keine Verhal-
tensmuster, mit deren Hilfe wir über 
unsere menschlichen Unterschiede 
hinweg einander als Ebenbürtige ge-
genübertreten können. Das hat dazu 
geführt, dass diese Unterschiede oft 
mit falschen Begriffen besetzt und da-
zu missbraucht wurden, uns zu spalten 
und Verwirrung zu stiften.

	 Natürlich bestehen sehr reale Unter-
schied zwischen uns, was die Hautfarbe 

betrifft, das Alter, das Geschlecht. Aber 
diese Unterschiede sind nicht, 
was uns voneinander trennt. 
Was uns trennt ist vielmehr die 
Weigerung, diese Unterschie-
de anzuerkennen und die Verzerrung 
durch falsche Benennung sowie deren 
Auswirkung auf Verhalten und Erwar-
ten zu überprüfen.8 

In dieser Passage steckt ein Ansatz zur 
Kritik, ein Aufruf zur Solidarität und eine 
bewegende Vision. Die Kritik besagt, dass 
es eine Angst vor Verschiedenheit gibt, 
die uns eingeimpft worden ist, und dass 
unsere Verschiedenheit gegen uns in An-
schlag gebracht wird. Der Aufruf zur 
Solidarität hält fest, dass wir uns einem 
solchen Verständnis von Verschiedenheit 
widersetzen sollten. Die Vision aber be-
findet sich im Satz «Aber wir verfügen 
über keine Verhaltensmuster, mit deren 
Hilfe wir über unsere menschlichen Un-
terschiede hinweg einander als Ebenbür-
tige gegenübertreten können». Der Satz 
zeigt an, dass die Schwierigkeiten mit der 
Bildung von Bündnissen nicht einfach 
nur individuellem Versagen oder fehlen-
dem Engagement zuzuschreiben ist. Er 
bedeutet vielmehr, dass Menschen, die 
durch Diskriminierungserfahrungen ge-
prägt und verletzt sind, gleichzeitig ge-
lernt haben, sich zu verachten, unter-
zuordnen und bekämpfen. Und dass die 
Entwicklung von Beziehungen zwischen 
Menschen, die weder im Modus des Miss-
achtens, noch des Imitierens, noch des 
Zerstörens erfolgen, sondern es ermög-
lichen, Anderen auf Augenhöhe zu begeg-
nen, eine der grossen Aufgaben ist, vor 
der wir alle stehen. 
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Was sich von Lorde lernen lässt, ist eine 
Anerkennung der Arbeit und der Mü-
hen, die es bedeutet, als marginalisierte 
Menschen miteinander ins Gespräch zu 
kommen, Verbindungen herzustellen, die 
niemand für uns vorgespurt und die kein 
System vorhergesehen hat, und der re-
volutionären Kraft zu vertrauen, die aus 
dem Bedürfnis erwächst, gerecht behan-
delt zu werden und in einer Gesellschaft 
zu leben, in der auch alle anderen gerecht 
behandelt werden. Dieser Lernprozess 
beinhaltet schwierige Auseinanderset-
zungen miteinander und mit sich selbst, 
mit den verzerrten Bildern und Vorstel-
lungen, die wir mit uns herumtragen, 
Bilder von anderen, aber auch von uns 
selbst. Es bedeutet eine Auseinanderset-
zung mit unseren Unterschieden, mit un-
seren Verletzungen, vor allem aber auch 
mit unseren Privilegien. 

Sehr oft scheitern Bündnispolitiken dar-
an, dass sich Menschen in privilegier-
ten Positionen weigern, ihre Vorrech-
te zu erkennen, geschweige denn zu 
verstehen, welche Folgen diese für 
ihren Zugang zur Welt, ihre politische 
Arbeit und für ihre Zusammenarbeit mit 
anderen hat. Die Auseinandersetzung mit 
Privilegien beinhaltet die grosse Chance, 
sich selbst verändern zu müssen, in eine 
Richtung, um auf Audre Lorde zurückzu-
kommen, die es möglicher – nicht mög-
lich, sondern möglicher – macht, anderen 
auf Augenhöhe zu begegnen. Und sie er-
möglicht es darüber hinaus, und damit 
schliesse ich meine Überlegungen, eige-
ne Privilegien für andere zugänglich und 
nutzbar zu machen: auch das stellt einen 
wertvollen und unabdingbaren Aspekt 
einer tragfähigen Bündnispolitik dar.

Über den Nutzen unserer Verschiedenheit
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enstimmrechts, als auch von Seiten vieler 
Suffragetten propagiert wurden. 

Sojourner Truth hinterfragt auch die 
Notwendigkeit des Vorhandenseins von 
Gleichheit für die Umsetzung sozialer Ge-
rechtigkeit. «Was haben denn die zuge-
schriebenen intellektuellen Fähigkeiten 
mit dem Anspruch auf Rechte zu tun?», 
fragt sie etwa sinngemäss an einer Stelle. 
Darüber hinaus verweist sie in ihrer Re-
de auch noch auf die Wichtigkeit des ge-
meinsamen Kampfes für die Abschaffung 
der Versklavung und das Wahlrecht von 
Frauen – sie fordert also implizit politi-
sche Rechte für alle. 

Ich möchte diese eindrücklichen Worte 
zum Ausgangspunkt meiner Überlegun-
gen über umkämpfte politische Identitä-

«Ain‘t I a woman?» – «Bin ich denn 
keine Frau?» – fragte die ehemals ver-
sklavte afroamerikanische Wanderpre-
digerin Sojourner Truth im Jahr 1851 in 
ihrer viel zitierten Rede an der Women’s 
Convention in Akron, Ohio.1  

In ihrer erst nachträglich verschriftlich-
ten Wortmeldung macht sie in bestechen-
der Weise deutlich, dass die Lebensreali-
täten versklavter Frauen keine Berück-
sichtigung im Kampf um das Wahlrecht 
von Frauen in den USA fanden. Sie wendet 
sich mit der wiederholten rhetorischen 
Frage «Ain’t I a woman?» nicht nur 
gegen stereotype, normierte Vorstellun-
gen von Weiblichkeit – Vorstellungen, die 
bestenfalls auf weisse wohlhabende Frau-
en zutrafen. Vorstellungen, die übrigens 
sowohl von Seiten der Gegner des Frau-
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ten nehmen. Denn dieser kurze Text wirft 
viele bedeutende Fragen in Bezug auf de-
ren Bildung in Zusammenhang mit Poli-
tiken der Gleichstellung auf. Und er hat 
trotz der zeitlichen und geographischen 
Distanz seines Entstehungskontextes 
auch hier und heute kaum etwas an Ak-
tualität und Relevanz verloren.

Ich werde dies im zweiten Teil des Vor-
trages am Beispiel der Herausforderun-
gen von an Gleichstellung orientierten 
Politiken anhand der «Ehe für alle» zei-
gen. Konkret geht es um die Frage, wen 
das «alle» einschliesst – und wen nicht.

Zunächst aber werde ich in aller gebote-
nen Kürze einen groben Überblick darü-
ber geben, wie Geschlecht und Begehren 
in unterschiedlichen feministischen Tra-
ditionen verstanden wurden und werden, 
genauer gesagt in gleichheits-, differenz- 
und queerfeministischen Strömungen. 

Auch in diesem Zusammenhang halte ich 
es für wichtig, auf die frühe Intervention 
von Sojourner Truth zu verweisen, kann 
sie doch in einer Tradition intersektio-
nalen feministischen Denkens gelesen 
werden, die lange vor der Benennung als 
solche – die erst Ende der 1980er Jahre 
durch Kimberlé Crenshaw2 erfolgte – 
eingesetzt hat. 

Dies erscheint mir insofern wichtig zu 
erwähnen, als sich sowohl das «Wellen-
modell»,3 das feministische Bewegungen 
in drei (oder vier?) aufeinanderfolgende 
Wellen unterteilt, als auch die weit ver-
breitete Gegenüberstellung – von Gleich-
heits- und Differenzfeminismus, von ei-
nem Feminismus, der Differenzen unter 
Frauen stärker berücksichtigt und einem 

Queerfeminismus – sich nicht nur als 
«westliche» Versuche einer Unter-
teilung erweisen, sondern sich auch 
auf weisse Feminismen beschränken. 

Denn intersektionale feministische An-
sätze lagen von Anfang an quer zu diesen 
hegemonialen Taxinomien, bleiben aber 
allzu oft unberücksichtigt, obwohl – oder 
vielleicht gerade weil? – sie wichtige Fra-
gen aufwerfen und radikale Perspektiven 
auf politische Praxen eröffnen. Diese in-
tersektionalen Ansätze können, und auch 
das ist mir wichtig zu betonen, nicht nur 
in den USA sondern – seit den 1980er 
Jahren in einigermassen gut dokumen-
tierter Form – auch im deutschsprachi-
gen Raum verortet werden, wo sie vor 
allem von Women of Colour, Schwarzen, 
jüdischen, migrierten und im Exil leben-
den Frauen*/Lesben und trans*Personen 
voran getrieben wurden und werden.

Ich werde daher meinen Blick aus einer 
intersektionalen Perspektive auf prob-
lematische Aspekte bestimmter Gleich-
heits-, Differenz- und queer-feministi-
scher Positionen richten. Der Komplexität 
der unterschiedlichen Strömungen kann 
ich dabei unmöglich gerecht werden. 

Grob skizziert orientieren sich gleich-
heitsfeministische Strömungen an einer 
Angleichung an männliche Ideale und 
Normen. Soziale und politische Gleich-
heit setzt ein Gleichsein von Männern 
und Frauen in wesentlichen Aspekten vo-
raus, Differenzen werden als Abweichung 
verstanden. Daher geht es darum zu zei-
gen, dass Frauen dieselben «Fähigkeiten 
wie Männer besitzen und ihnen deshalb 
die gleichen Rechte zukommen».4 Ge-
schlecht wird dabei als sozial geformt 
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verstanden – «Man kommt nicht als 
Frau zur Welt, man wird es», schreibt 
Simone de Beauvoir. Und weiter: «Keine 
biologische, psychische oder ökonomi-
sche Bestimmung legt die Gestalt fest, 
die der weibliche Mensch in der Gesell-
schaft annimmt».5 Während das so-
ziale Geschlecht, gender, also als gewor-
den und damit veränderlich verstanden 
wird, bleibt das biologische Geschlecht, 
sex, weitgehend unberücksichtigt. Ihm 
kommt zwar, genauso wie zumeist auch 
dem Begehren, wenig Bedeutung zu, es 
wird aber als gegeben angenommen. 

Demgegenüber betonen differenzfemi-
nistische Positionen die grundlegende 
Differenz von Männern und Frauen. An-
ders als gleichheitsfeministische Ansät-
ze weisen sie patriarchale Logiken zu-
rück und werten vermeintlich weibliche 
Eigenschaften und Fähigkeiten auf. Sie 
fordern eine rechtliche und gesellschaft-
liche Andersbehandlung aufgrund der 
Verschiedenheit, die an den spezifischen 
Bedürfnissen von Frauen ausgerichtet 
ist. Nicht alle, aber viele differenzfemi-
nistische Strömungen argumentieren mit 
biologischen Unterschieden, die Frauen-
sein wesentlich bestimmen. Dabei wird 
nicht selten von einer grundlegenden 
Gemeinsamkeit aller Frauen, einem so-
lidarischen «Wir Frauen» als politische 
Identität unabhängig von zeitlichen oder 
geographischen Faktoren oder der Posi-
tioniertheit innerhalb der globalisierten 
Gesellschaft ausgegangen.

«Ain’t I a...?»

Sowohl Annahmen einer grund-
sätzlichen Gleichheit der Ge-
schlechter, als auch Annahmen 
einer radikalen Verschiedenheit, sei sie 
nun sozial oder biologisch begründet, 
legen bestimmte universalisierte homo-
genisierende und normierende Vorstel-
lungen von Frauen und Männern, von 
Weiblichkeit und Männlichkeit – und 
damit auch von Zweigeschlechtlichkeit 
zugrunde. 

Mit Sojourner Truth müssen wir dem-
nach fragen, welche Vorstellungen von 
Gleichheit und Differenz und damit ver-
bunden von Gerechtigkeit hier (zumeist 
implizit) vorausgesetzt werden. Um wes-
sen Gleichheit bzw. Gleichstellung mit 
wem, um wessen anerkennungswürdige 
Verschiedenheit gegenüber wem geht es 
denn konkret?

Soziale Hierarchien unter Frauen und 
Männern, basierend auf strukturel-
len Diskriminierungen wie Rassismus, 
Cis-Heteronormativität, Ethnozentris-
mus, Diskriminierung aufgrund von 
Be_Hinderung, Alter, Religion oder Ar-
mut können in dieser Gleichung keine 
Berücksichtigung finden – ebensowenig 
wie das Vorhandensein von mehr als zwei 
Geschlechtern. Obwohl die mehrfach pri-
vilegierten Lebensrealitäten und Bedürf-
nisse einer sehr kleinen, sehr spezifi-
schen Gruppe von Frauen und Männern 
zugrunde gelegt werden, erscheinen diese 
als universal – sie bilden und verkörpern 
die Norm der Vorstellung von Frauen und 
Männern, auf denen letztendlich die For-
derung nach (rechtlicher) Anerkennung 
basiert.
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Eine weitere entscheidende Frage in die-
sem Zusammenhang ist die Frage nach 
den politischen Konsequenzen der An-
nahme einer zentralen Differenz, die 
letztendlich alle Frauen in ein hierarchi-
sches Verhältnis zu allen Männern stellt 
und sie von ihnen grundlegend unter-
scheidet.

Auch wenn die Idee eines «Wir Frauen» 
als einende politische Identität gegen das 
globale Patriarchat verlockend erscheinen 
mag, wurde gegen eine derartige Zentra-
lisierung der Geschlechterdifferenz und 
Ausblendung aller anderen Machtver-
hältnisse und Hierarchien unter Frauen* 
nicht nur von Schwarzen Feminist*innen 
wie Sojourner Truth oder postkolonialen 
Feminist*innen wie Chandra Mohanty 
interveniert. Auch lesbische Arbeiter*in-
nen mit und ohne Behinderung, weiss und 
of colour, wiesen lange vor dem offiziel-
len Eingang queerer Ansätze in die Ge-
schichtsbücher auf die machtvolle Kons-
truiertheit von Geschlecht, Geschlech-
terdifferenz, Zweigeschlechtlichkeit und 
Begehren und hin. 

So findet sich etwa im Manifest der 
US-amerikanischen Radicallesbians aus 
dem Jahr 1970 die Feststellung, dass 
Homosexualität nur in einer sexistischen 
männernominierten Gesellschaft mit ri-
giden hierarchischen Geschlechterrollen 
existieren kann. In einer Gesellschaft, 
in der Frauen nicht unterdrückt werden 
und das Begehren frei nach dem eigenen 
Empfinden ausgedrückt werden kann, 
würden sich die Kategorien hetero- und 
homosexuell auflösen.6 

Rund zehn Jahre später kritisierte Mo-
nique Wittig die binäre Geschlechter-

ordnung als Produkt einer Ideologie, die 
die sozialen Kategorien «Frau» und 
«Mann» naturalisiert, um das Sys-
tem der reproduktiven Heterosexua-
lität zu stützen. Der einzige Ausweg 
aus der Unterdrückung sei folglich die 
Auflösung der Kategorie «Frau», die die 
Frau innerhalb des Systems der Zwangs-
heterosexualität stets in einer unterge-
ordneten Position zum Mann definiert 
und festschreibt.7

Aber auch die Annahme einer gesell-
schaftlichen Konstruiertheit von Ge-
schlechterdifferenz, Zweigeschlechtlich-
keit und Begehren muss die intersekt-
ionalen Bedingungen und machtvollen 
Effekte dieser Konstruiertheit stets im 
Blick behalten. Ansonsten droht die Ge-
fahr, genau dieselben zuvor kritisierten 
Ausschlussmechanismen zu wiederho-
len und eine vermeintlich isolierte bzw. 
isolierbare Kategorie durch eine andere 
zu ersetzen. So lässt sich bei der Kon-
zeptualisierung von Heteronormativität 
als eine zentrale Analysekategorie quee-
rer Theorien im deutschsprachigen Raum 
oft eine erschreckende Eindimensiona-
lität bzw. mangelnde Intersektionalität 
des Verständnisses von Sexualität und 
Geschlecht feststellen.8 

Eine Eindimensionalität zeigt sich bis-
weilen auch in der Ausrichtung bestimm-
ter lesbischwuler bzw. trans*inter*quee-
rer Politiken und Aktionen. Auch hier 
bleibt die Frage danach entscheidend, 
wessen politische Identitäten, welche 
Forderungen und Ziele ins Zentrum ge-
rückt werden.
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Herausforderungen für queer-feministi-
sche Gleichstellungspolitiken

Am Beispiel der Öffnung der Ehe für 
(vermeintlich) «alle» möchte ich nun 
in aller gebotenen Kürze auf einige He-
rausforderungen für queer-feministisch 
und intersektional informierte Gleich-
stellungspolitiken eingehen. Im Zentrum 
der kurzen Zusammenschau und Analyse, 
die auf der Öffnung der Ehe in Deutsch-
land 2017 basiert, steht die Frage, wen die 
Vorstellung, die dem «für alle» zugrun-
de liegt, tatsächlich einschliesst – und 
wen nicht. Diese Frage ist meiner An-
sicht nach kontextunabhängig, d. h. auch 
für die Schweiz und Österreich relevant, 
selbst wenn sich einzelne rechtliche Re-
gelungen stark unterscheiden.

Vorab möchte ich betonen, dass ein Zuge-
winn an Rechten extrem wichtig ist, denn 
ein solcher macht Leben lebbarer und 
ist von überaus grosser materieller und 
symbolischer Bedeutung. Auch wenn die 
Wertschätzung davon und auch von den 
Kämpfen, die die rechtliche Anerkennung 
von bestimmten LGBTIQ-Beziehungen 
ermöglicht haben, hier zu kurz kommt, 
halte ich es mit der berühmten an Gaya-
tri Spivak angelehnten Aussage: We can-
not not want rights. Auch weiss ich um die 
Notwendigkeit des Pragmatismus – das 
Recht ist selten Schauplatz radikaler Ver-
änderungen. 

Die für mich zentralen, miteinander ver-
knüpften Fragen im Zusammenhang mit 
der rechtlichen Anerkennung lauten: Für 
wen, mit wem, unter welchen Bedin-
gungen und zu welchem Preis findet die 
Gleichstellung statt? 9

Bemühungen um Gleichstellung laufen 
immer Gefahr, vorhandene (un-
gerechte) Strukturen zu bejahen 
und damit zu verstärken. Auch 
im Falle der Öffnung der Ehe 
für gleichgeschlechtliche Paare bleibt 
die Ehe die einzige staatlich anerkann-
te – und damit symbolisch und materiell 
privilegierte – Institution. Die langjähri-
ge feministische Kritik an der Ehe findet 
in einer auf Inklusion in eine bestehende 
Ordnung ausgerichteten Politik jedenfalls 
kaum Platz. 

Die Öffnung der Ehe in Deutschland hat 
jedenfalls nicht zu einer «Entstaubung» 
der Institution geführt – weder in Sachen 
Ehegattensplitting noch in Sachen Sorge-
recht, um nur zwei Beispiele zu nennen. 
Denn zum einen wurden die «Abstam-
mungsregeln» nicht verändert. Mutter 
eines Kindes ist rechtlich weiterhin nur 
die Person, die das Kind geboren hat. Das 
bedeutet einerseits, dass die Ehepartne-
rin der Person, die das Kind geboren hat, 
nicht automatisch der zweite rechtliche 
Elternteil ist, sondern das gemeinsame 
Kind adoptieren muss. 

Zum anderen hat das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe 2017 entschie-
den, dass jede Person, die ein Kind gebo-
ren hat, rechtlich die Mutter des Kindes 
sein muss, weil «Mutterschaft und Va-
terschaft als rechtliche Kategorien nicht 
beliebig untereinander austauschbar» 
seien. Und das ungeachtet vom Perso-
nenstand der betreffenden Person. Das 
hat zur Konsequenz, dass manche trans* 
Personen als Mütter mit ihrem deadname 
ins Geburtenregister eingetragen werden.
Generell lässt sich sagen, dass das Fest-
halten an einer strikten Zweigeschlech-
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terordnung mit klaren Rollenzuweisun-
gen ein ganz zentrales Anliegen der Ge-
setzgebenden in Deutschland gewesen 
zu sein scheint, was nicht-binäre trans* 
Personen und inter* Personen besonders 
stark betrifft: Denn Kinder können in 
Deutschland mittlerweile zwar nach Än-
derung des Personenstandsgesetz 2013 
nach der Geburt weder dem männlichen 
noch dem weiblichen Geschlecht zuge-
ordnet werden. Die Angabe im Gebur-
tenregister bleibt dann leer. Diese Men-
schen sind bei der «Ehe für alle» aber 
noch nicht berücksichtigt, da die Ehe nur 
«von zwei Personen verschiedenen oder 
gleichen Geschlechts auf Lebenszeit» 
geschlossen werden kann. Dass es nicht 
einfach nur «zwei Personen» – oder 
noch besser: einfach nur «Personen» 
– heisst, ist eine vergebene Chance und 
setzt die Diskriminierung fort, indem sie 
Menschen ohne Geschlechtseintrag von 
der Ehe ausschliesst. Wie die Regelung 
für Menschen mit dem Eintrag «divers» 
aussieht, konnte ich leider noch nicht he-
rausfinden.

Durch den Einschluss gleichgeschlecht-
licher Paarbeziehungen erscheint die Ehe 
also trotz vieler weiterhin bestehender 
oder neu hinzugekommener problema-
tischer Regelungen als das beste – weil 
einzige – Modell für die rechtliche Aus-
gestaltung von Partner*innenschaften. 
Die Ehe bildet auch weiterhin das (un-
verrückbare) Zentrum der Norm (recht-
lich) anerkennungswürdiger Beziehun-
gen. Damit fällt die grundsätzliche Fra-
ge danach, weshalb bestimmte Rechte 
überhaupt an das Bestehen von intimen 
Beziehungen geknüpft werden sollten, 
gänzlich aus dem verhandelbaren Rah-
men.

Woraus sich eine Reihe weiterer erheb-
licher Schwierigkeiten ergeben:
Denn die Angleichung an die ehe-
liche Norm verlangt lesbischen und 
schwulen Paaren nicht nur bestimm-
te Anpassungsleistungen ab. Sie geht vor 
allem auch mit einer Normierung des les-
bischwulen Rechtssubjekts in Form einer 
Reduzierung gruppeninterner Vielfalt und 
Komplexität einher. Und zwar in Hinblick 
auf Lebensrealitäten und Bedürfnisse, 
was sich wiederum auf Sichtbarkeit und 
Repräsentation auswirkt.

Die rechtliche – und ich möchte meinen, 
auch die gesellschaftliche – Anerken-
nung, beschränkt sich damit auf diejeni-
gen, die bestimmte Anpassungsleistun-
gen erbringen können und auch wollen. 
Also auf diejenigen, deren Beziehungen 
eheähnlich und paarförmig sind und die 
sich im Rahmen der Zweigeschlechter-
ordnung bewegen. 

Aber das alleine reicht nicht: Es geht bei 
der Ehe schliesslich nicht nur um Aner-
kennungs-, sondern auch ganz zentral 
um Verteilungsfragen: Denn die mit der 
Eheschliessung verbundene Koppelung 
von Rechten und Pflichten hat je nach 
Einkommen unterschiedliche Effekte, 
sodass eine Ehe aus ökonomischer Sicht 
für manche Paare gar keine annehm-
bare Option darstellt. Dies gilt vor allem 
für sozial schlechter Gestellte, für die das 
Eingehen einer Ehe grosse finanzielle 
Nachteile bringen würde – etwa was die 
steuerliche Veranlagung oder den Bezug 
von Sozialleistungen angeht. Sozialleis-
tungen, die wiederum laufend gekürzt 
werden. Die rechtliche Anerkennung von 
bestimmten gleichgeschlechtlichen Be-
ziehungen muss meiner Ansicht nach 
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unbedingt auch im Kontext dieser ge-
sellschaftspolitischen Veränderungen – 
nämlich eines Abbaus des Sozialstaates 
und einer zunehmenden Verlagerung der 
Verantwortung auf Familien – betrachtet 
werden!

Während einige Lesben, Schwule, Bise-
xuelle und trans* Personen also von der 
verstärkten Anrufung von (neuen) Fami-
lien als Verantwortungsgemeinschaften 
profitieren, bringt der sukzessive Abbau 
von Sozialleistungen für andere exis-
tenzbedrohende Gefahren, die eben auch 
gerade nicht durch eine Eheschliessung 
kompensiert werden können.

Der Zugang zur Ehe ist also auch aufgrund 
ökonomischer Faktoren beschränkt. 
Eine weitere zentrale Beschränkung stellt 
der Besitz des «richtigen» Passes dar, 
wobei auch hier ökonomische Kriterien 
eine entscheidende Rolle spielen. Ich 
möchte dies kurz am Beispiel Österreichs 
veranschaulichen:
Das gilt übrigens natürlich auch in He-
tero-Beziehungen, wie gerne übersehen 
wird. Was Forderungen nach einer «Ehe 
für alle», die dies nicht berücksichti-
gen, für mich ad absurdum führt. Die Ehe 
stand historisch gesehen nie allen offen 
und tut es auch heute nicht.

In Österreich gibt es eine massive Un-
gleichbehandlung von heterosexuellen 
Paaren, bei denen eine Person die Staats-
bürger*innenschaft eines sogenannten 
Drittstaats, die andere Person die öster-
reichische besitzt. Österreicher*innen, 
die mit Drittstaatsangehörigen verhei-
ratet oder verpartnert sind müssen ein 
hohes Einkommen nachweisen, damit 
ihre Partner*innen eine Niederlassungs-

bewilligung bekommen. Gleichzeitig dür-
fen diese erst ab Erhalt der Nie-
derlassungsbewilligung arbeiten. 
Diese Ungleichbehandlung wur-
de auch mit der Öffnung der Ehe 
in Österreich nicht behoben. Das Gesetz 
verlangt ausserdem von drittstaatsange-
hörigen Ehepartner*innen, die Nieder-
lassungsbewilligung vom Herkunftsland 
aus zu beantragen und dort die Entschei-
dungen der österreichischen Behörden 
abzuwarten.

Anträge aus dem Inland sind nur zuläs-
sig, wenn man sowohl legal eingereist 
wie auch einen legalen Aufenthaltssta-
tus hat, wodurch Asylwerber*innen fak-
tisch gezwungen werden, in das Land, 
aus dem sie geflohen sind, für die Dauer 
von mehreren Monaten bis zu einem Jahr 
zurückzukehren. Solange das Asylverfah-
ren läuft, kann man grundsätzlich keinen 
Antrag auf einen Aufenthaltstitel wegen 
einer Ehe stellen.

Die unbestreitbaren Vorteile einer Öff-
nung der Ehe kommen also – trotz ihres 
Anspruchs für alle zu sein – in keinem 
Fall allen Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 
trans* und inter* Personen gleichermas-
sen zugute. 

Ausblick – intersectional justice

Ich möchte gerne zum Abschluss an Pa-
tricia Purtscherts Vortrag und die darin 
aufgeworfenen wichtigen Fragen an-
knüpfen und ebenfalls noch einmal da-
nach fragen, was eine Anerkennung des 
Nutzens unserer Verschiedenheit in der 
Praxis bedeuten kann – und muss. 
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Denn wenn, wie in der Ankündigung 
der Tagung steht, das Ziel von Gleich-
stellungsarbeit eine Gesellschaft oh-
ne Diskriminierung ist, dann brauchen 
wir dringend Visionen, wie wir mit den 
Paradoxien und Herausforderungen von 
Gleichstellungspolitiken und den ihnen 
zugrundeliegenden vorgestellten Identi-
täten und Differenzen produktiv umge-
hen können. 

Wir brauchen Politiken, die der Kom-
plexität unserer gesellschaftlichen Rea-
litäten Rechnung zu tragen versuchen. 
Politiken, die Differenzen ernst nehmen, 
ohne sie gegeneinander auszuspielen. Die 
den Blick und die Perspektive erweitern 
und sich nicht auf single-issues konzent-
rieren, weil es solche nicht gibt. 

Wie können wir, anders gefragt, unsere 
Politiken so gestalten, dass sie tatsäch-
lich inklusiver werden, und die dem An-
spruch, für alle zu sein, zumindest näher 
kommen können? 

Einerseits verlangt dies, wachsam zu 
bleiben gegenüber den Teile-und-herr-
sche-Prinzipien, auf denen vorhandene 
Strukturen zumeist basieren. Inklusion 
bzw. Gleichstellung ist deren Logik zu 
Folge nur für diejenigen Angehörigen 
marginalisierter Gruppen möglich und 
vorgesehen, die am wenigsten von den 
herrschenden Normen abweichen – auch 
darauf hat uns nicht zuletzt Kimberlé 
Crenshaw aufmerksam gemacht.

Dies wiederum macht es notwendig da-
rauf zu achten, wie wir die politischen 
Subjekte imaginieren, denen unsere Poli-
tiken zugute kommen sollen. Wen wollen 
wir ansprechen? Welche Mittel verwen-

den wir dafür? Wer wird beispielsweise 
sichtbar in unseren Kampagnen – ist 
aber (noch) nicht repräsentiert in der 
Zusammensetzung unserer Teams?

Wir müssen uns immer und immer wieder 
fragen, was unsere jeweiligen politischen 
Ziele sind und wie sie zustande gekom-
men sind. Wer war und ist am Aushand-
lungsprozess beteiligt? Wer bzw. welche 
Interessen stehen dabei im Zentrum? Was 
muss ausgeblendet werden, um das Ziel 
erreichen zu können? Welche Interessen 
gelten als zu partikular, als nicht relevant 
– und wer entscheidet das? Welche Diffe-
renzen – zu wem – erscheinen zu gross 
und damit unüberbrückbar?

Wenn wir diese Fragen ernst nehmen, 
setzt dies nicht nur ein intersektionales 
Verständnis von Diskriminierung voraus, 
sondern macht es auch notwendig, den 
Fokus unserer Politiken zu verschieben. 
Diese müssen das Wissen und die Erfah-
rungen der am meisten marginalisierten 
Menschen ins Zentrum stellen – denn, 
wie Kimberlé Crenshaw es formuliert hat: 
«When they enter, we all enter».10
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2 	 https://chicagounbound.uchicago.edu/uclf/vol1989/iss1/8/ (Abgerufen am 21.08.2019).
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9	 Vgl. hierzu meine ausführliche Studie zum Schweizer Partnerschaftsgesetz «Ban Marriage! Ambivalenzen der Normalisierung aus 
queer-feministischer Perspektive» (Wien, 2011).

10	Crenshaw, Kimberlé: Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A Black Feminist Critique of Antidiscrimination Doctrine, 
Feminist Theory and Antiracist Politics. In: University of Chicago Legal Forum 1989 (1), 139-167.
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•	 «Der würde in den Kopf geschi... War 
genug Platz da kein Hirn vorhanden 
war/ist»

•	 «Die ist Geisteskrank»
•	 «Schlampe»
•	 «Die will auch nochmal Kind sein weil 

sonst keiner an die Eule ran geht!»
•	 «Knatter sie doch mal einer so richtig 

durch, bis sie wieder normal wird!»
•	 «Wurde diese «Dame» vielleicht als 

Kind ein wenig viel gef... und hat dabei 
von ihren Verstand eingebüsst....»

•	 «Drecks Fotze»

Auf der anderen Seite wird unter dem 
Schlagwort «Hassrede» eine zunehmen-
de Enthemmung des öffentlichen Sprach-
gebrauchs und eine zunehmende Akzep-
tanz dieser Enthemmung diagnostiziert. 
Keineswegs nur anonyme Nutzer*innen 
sozialer Netzwerke, sondern längst auch 
Publizist*innen und Politiker*innen mit 
grosser Reichweite fallen regelmässig mit 
rassistischen, sexistischen, homophoben 
und anderen allgemein als «Hassrede» 
(oder «Hate Speech») zu bezeichnenden 
Äusserungen auf und erhalten von den 
traditionellen Medien bereitwillig eine 
Bühne. 

Ich möchte im Folgenden genauer be-
trachten, was Hassrede ist, wo die oft als 

Zur Meinungsfreiheit gibt es in der öf-
fentlichen Debatte zwei sehr wider-
sprüchliche Wahrnehmungen. Auf der 
einen Seite wird unter dem Schlagwort 
«politische Korrektheit» eine zuneh-
mende Einschränkung der Meinungs-
freiheit beklagt. Der Schriftsteller Uwe 
Tellkamp diagnostiziert einen «engen 
Gesinnungskorridor»,1 in dem man sich 
öffentlich äussern dürfe, Feuilletonisten 
fühlen sich von «Gleichmachern» und 
«Sprachpolizisten», «Tugendterroris-
ten» und «Meinungsdiktatoren» ver-
folgt, und sogar der Präsident des Deut-
schen Hochschulverbandes, Bernhard 
Kempen, warnt vor «Einschränkungen 
der Meinungsfreiheit an Universitäten» 
durch nicht näher genannte «Akteure», 
die «das strikte Einhalten der ‹Political 
Correctness›» forderten.2

Belege für diese Einschränkungen der 
Meinungsfreiheit lassen sich nur schwer 
finden. Eben erst hat das Berliner Ver-
waltungsgericht entschieden, dass die 
folgenden Äusserungen von Face-
book-Kommentator*innen eine berech-
tigte Kritik an inhaltlichen Aussagen der 
Politikerin Renate Künast darstellen:

•	 «Stück Scheisse»
•	 «Pfui du altes grünes Dreckschwein ..»

Redefreiheit, Hate Speech
und die Politik 

der Zensur          



34 35

«politische Korrektheit» diskreditierten 
Überlegungen zu ihrer Begrenzung an-
setzen müssen und ob solche Überlegun-
gen tatsächlich in Konflikt mit der Mei-
nungsfreiheit geraten müssen.

Der Begriff der Hassrede (oder englisch 
Hate Speech) ist ursprünglich und vor-
rangig ein politischer Begriff mit starken 
Bezügen zu juristischen Tatbeständen. In 
den europäischen Diskurs wurde der in 
den USA schon länger etablierte Begriff 
1997 durch das Ministerkomitee des Eu-
roparates eingeführt (ich zitiere hier den 
englischen Originaltext):

	 [T]he term «hate speech» shall be un-
derstood as covering all forms of ex-
pression which spread, incite, promo-
te or justify racial hatred, xenophobia, 
anti-Semitism or other forms of hatred 
based on intolerance, including: into-
lerance expressed by aggressive natio-
nalism and ethnocentrism, discrimi-
nation and hostility against minorities, 
migrants and people of immigrant ori-
gin.3 

Nach dieser Definition entspricht Hassre-
de in Teilen dem, was im schweizerischen 
Strafgesetzbuch als «Rassendiskriminie-
rung» (Art. 261) und im deutschen Straf-
gesetzbuch als «Volksverhetzung» (Par. 
130(1)) bezeichnet wird. Wie die schwei-
zerische Gesetzesnorm, in der von «Ras-
se, Ethnie oder Religion» die Rede ist, 
legt die Definition des Europarates einen 
Schwerpunkt auf das, was oft allgemein 
(und etwas ungenau) «Fremdenfeind-
lichkeit» genannt wird, wie die deutsche 
Gesetzesnorm lässt sie aber die Möglich-
keit offen, auch Äusserungen gegen an-
dere diskriminierte Gruppen darunter zu 

fassen – das deutsche Strafgesetzbuch 
spricht allgemein von «Teilen der 
Bevölkerung», die «beschimpft», 
«böswillig verächtlich» gemacht 
oder «verleumdet» werden, die De-
finition des Europarates von «andere[n] 
Formen von Hass, die auf Intoleranz be-
ruhen».

Sprachwissenschaftliche Definitionen 
orientieren sich allgemein an solchen 
politischen-juristischen Definitionen, 
sind aber meist weniger spezifisch, was 
die Dimensionen betrifft, auf denen die 
Herabwürdigung stattfindet. Sie betonen 
ausserdem oft die Ausdrucksebene, stel-
len also sprachliche Ausdrücke mit einer 
inhärent herabwürdigenden Bedeutung 
in den Mittelpunkt. Ein typisches Beispiel 
stammt von meinem Kollegen Jörg Mei-
bauer:

	 Unter Hate Speech – hier übersetzt 
mit «Hassrede» – wird im Allgemei-
nen der sprachliche Ausdruck von Hass 
gegen Personen oder Gruppen verstan-
den, insbesondere durch die Verwen-
dung von Ausdrücken, die der Herab-
setzung und Verunglimpfung von Be-
völkerungsgruppen dienen.4 

Wir müssen uns also zunächst fragen, 
was es bedeutet «sprachlich Hass aus-
zudrücken» und welche Ausdrucksmittel 
hier relevant sind. Wir müssen ausserdem 
Hassrede von ähnlichen sprachlichen 
Handlungen abgrenzen – vor allem von 
der Beleidigung. 

Auf die erste Frage gibt es in der Literatur 
grob gesagt drei Antworten:
•	 der/die Sprechende empfindet Hass 

empfindet und kommuniziert das;
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•	 der/die Sprechende will mit einer Äus-
serung erreichen will, dass jemand an-
ders Hass empfindet (will also andere 
zum Hass aufstacheln); oder

•	 der/die Sprechende will mit einer Äus-
serung erreichen, dass jemand sich ge-
hasst fühlt.

Aus sprachwissenschaftlicher (und ei-
gentlich auch aus politischer) Perspekti-
ve können wir die erste Antwort aussen 
vor lassen – ob jemand tatsächlich Hass 
empfindet oder das nur vorgibt, mag 
psychologisch oder sozialpädagogisch 
interessant sein, für die Bewertung einer 
Äusserung als «Hassrede» kann es keine 
Rolle spielen: da wir keine Gedanken le-
sen können, müssen wir uns in der Kom-
munikation immer auf die sprachliche 
Äusserung selbst beziehen, und nicht auf 
den Gemütszustand der Person, die sie 
tätigt. Die anderen beiden Antworten, die 
von der beabsichtigten Wirkung der Äus-
serung ausgehen, sind besser. Allerdings 
ist auch hier nicht die tatsächliche Ab-
sicht des/der Sprechenden entscheidend, 
sondern die Absicht, die andere Kommu-
nikationsteilnehmer*innen hinter der 
Äusserung vermuten können.

Ich würde Hassrede deshalb wie folgt de-
finieren:

	 Hassrede liegt dann vor, wenn der/die 
Sprechende eine Äusserung tätigt, die 
nach dem allgemeinen Verständnis der 
Sprachgemeinschaft dazu dient, eine 
Gruppe oder ein Individuum über des-
sen Mitgliedschaft in einer Gruppe als 
geeignetes Ziel von Hass darzustellen.

Das «allgemeine Verständnis der Sprach-
gemeinschaft» wird dabei angeführt, um 

idiosynkratische Interpretationen von 
Äusserungen aussen vor zu las-
sen – ein Individuum kann sich 
aufgrund der persönlichen Situ-
ation und Biographie durch eine 
Äusserung gehasst fühlen, die im allge-
meinen Verständnis nicht unbedingt Hass 
kommuniziert.

Der Bezug zu Gruppen soll ausserdem 
dazu dienen, die Hassrede von der reinen 
Beleidigung abzugrenzen. Wenn ich je-
manden aufgrund einer individuellen Ei-
genschaft herabwürdige – z.B. mangeln-
de Hygiene (Drecksschwein), Intelligenz 
(Dummkopf), sexuellem Erfolg (Wichser) 
und Ähnlichem – ist das keine Hassrede, 
sondern eine Beleidigung.

Wenn ich aber einer ganzen Gruppe be-
stimmte Eigenschaften zuschreibe und 
sie auf dieser Grundlage herabwürdige, 
oder wenn ich einem Individuum auf-
grund seiner Gruppenzugehörigkeit Ei-
genschaften zuschreibe und ihn oder sie 
auf dieser Grundlage herabwürdige, dann 
ist das Hassrede.

Es scheint einen gewissen Grundkonsens 
darüber zu geben, dass Hassrede ein Pro-
blem darstellt. Sonst gäbe es ja keine Ge-
setze, die sie (zumindest unter bestimm-
ten Umständen und bestimmten Gruppen 
gegenüber) unter Strafe stellen. Aber 
woher kommt dieser Konsens eigentlich? 
Anders gefragt: Warum, bzw. wann ist 
Hassrede ein Problem?

Es lässt sich relativ leicht begründen, wa-
rum materielle Diskriminierung und kör-
perliche Gewalt nicht nur für die betrof-
fenen Individuen, sondern für die Gesell-
schaft insgesamt ein Problem darstellen. 
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Für die betroffenen Individuen bedeuten 
sie eine Einschränkung der Entfaltungs-
möglichkeiten und der körperlichen Un-
versehrtheit, die wir grundsätzlich allen 
Mitgliedern der Gesellschaft zugestehen. 
Für die Gesellschaft sind sie eine Bedro-
hung des gesellschaftlichen Friedens und 
der öffentlichen Ordnung.

Aber wie, wenn überhaupt, lässt sich ei-
ne solche Begründung auch auf sprach-
liche Diskriminierung und sprachliche 
«Gewalt» übertragen? In den USA, wo 
ein sehr weitreichendes Verständnis von 
Meinungsfreiheit herrscht, gibt es die so-
genannte Doktrin der «Fighting Words»: 
Äusserungen sind dann als Hate Speech 
zu betrachten und zu verbieten, wenn 
sie inhärent dazu geeignet sind, zu ver-
letzen oder eine unmittelbare Störung 
des gesellschaftlichen Friedens nach sich 
zu ziehen – mit anderen Worten, dann, 
wenn sie wirkungsgleich mit körperlicher 
Gewalt sind.

Daraus ergibt sich allerdings eine De-
finition von Hate Speech, die noch enger 
ist als die der Rassendiskriminierung im 
schweizerischen oder gar die Volksver-
hetzung im deutschen Strafgesetzbuch 
– im Prinzip decken sie nur solche Aus-
drucksformen ab, die eine sofortige ge-
walttätige Reaktion bei den Betroffenen 
auslösen könnte. Im Strafgesetzbuch mag 
das gerechtfertigt sein, aber auf breite-
rer gesellschaftlicher Ebene brauchen wir 
einen weitergefassten und flexibler an-
wendbaren Ansatz.

In meinem Essay «Eine Frage der Moral: 
Warum wir politisch korrekte Sprache 
brauchen»5 versuche ich, einen prak-
tisch-ethischen Zugang zu der Frage zu 

finden, wie wir sprechen sollten und wie 
nicht.

Konkret schlage ich vor, eine auf 
sprachliche Handlungen ausgerichte-
te Version der «Goldenen Regel» anzu-
wenden, die ein Grundprinzip aller Mo-
ralphilosophien von der Antike bis heute 
darstellt:

	 Stelle andere sprachlich nicht so dar, 
wie du nicht wollen würdest, dass man 
dich an ihrer Stelle darstelle.

So, wie ich sie hier formuliert habe, wirkt 
die Goldene Regel zunächst wie eine An-
leitung zur Höflichkeit – sie deckt Hass-
rede ab, aber ebenso Beleidigungen und 
im Prinzip auch Meinungen. Um sie als 
ethisches Prinzip zu verstehen, ist zu-
nächst entscheidend, dass sich die Re-
gel nicht auf die Inhalte sprachlichen 
Handelns bezieht, sondern auf die ge-
wählten sprachlichen Ausdrucksmittel, 
also auf die Form. Die Regel lautet nicht 
«Sage über andere nichts, von dem du 
nicht wollen würdest, dass man es über 
dich sage», sondern eben «Stelle andere 
sprachlich nicht so dar…».

Allerdings lässt sich eine Trennung zwi-
schen Inhalt und Form nicht immer auf-
rechterhalten, ich komme deshalb gleich 
auf Fälle zurück, in denen die «sprach-
liche Darstellung» auch Inhalte umfasst.
Vorher möchte ich aber noch ein grund-
sätzliches Problem der goldenen Regel 
ansprechen und illustrieren, das auch für 
meine sprachliche goldene Regel gilt: Sie 
darf nicht angewendet werden, ohne sich 
tatsächlich gänzlich an die Stelle der Be-
troffenen zu versetzen. Der Schriftstel-
ler Anatole France illustriert das, wenn 
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er in seinem Roman «Die rote Lilie» 
den Dichter Choulette die «majestäti-
sche Gleichheit des Gesetzes» kritisieren 
lässt, das «Reichen wie Armen verbietet, 
unter Brücken zu schlafen, auf den Stras-
sen zu betteln und Brot zu stehlen.»

	 Den Armen liegt es ob, die Reichen in 
ihrer Macht und ihrem Müssiggang 
zu erhalten. Dafür dürfen sie arbeiten 
unter der majestätischen Gleichheit des 
Gesetzes, das Reichen wie Armen ver-
bietet, unter Brücken zu schlafen, auf 
den Strassen zu betteln und Brot zu 
stehlen.6 

Die goldene Regel wird durch das von 
Choulette erwähnte Gesetz auf den ers-
ten Blick nicht verletzt: Die Reichen, die 
das Gesetz erlassen haben, wenden es ja 
symmetrisch auch auf sich selbst an. Auf 
den zweiten Blick wird natürlich klar, 
dass das Gesetz die Reichen gar nicht be-
trifft, weil sie keinen Anlass haben, unter 
Brücken zu schlafen, zu betteln oder Brot 
zu stehlen. Dass das Gesetz die goldene 
Regel verletzt, wird einer reichen Person 
deutlich, wenn sie sich vollständig an die 
Stelle der Armen versetzt – die Frage, 
die sich eine reiche Person stellen muss, 
ist nicht «Würde ich unter einer Brücke 
schlafen?» sondern «Würde ich es ak-
zeptieren, wenn man mir ein Dach über 
dem Kopf verweigern würde?».

Mit der Sprache ist es ähnlich. So, wie 
die Armen Wind und Wetter stärker aus-
gesetzt sind als die Reichen, so sind be-
stimmte Gruppen der Hassrede stärker 
ausgesetzt als andere. Sehen wir uns 
Gruppen an, die sich häufig mit Hassrede 
konfrontiert sehen. Das sind unter ande-
rem: schwarze Menschen, Menschen mit 

Flucht- oder Migrationshintergrund, be-
hinderte Menschen, Frauen, ho-
mosexuelle Menschen und trans* 
Menschen. Die sprachliche Dis-
kriminierung dieser Gruppen 
ist in die Struktur unseres Wortschatzes 
verankert – für alle diese Gruppen gibt 
es eine Vielzahl von Wörtern, die in ihrer 
Bedeutung herabwürdigend sind und die 
bezeichnete Gruppe so als legitimes Ziel 
für Hass darstellen. 

Das Gegenteil dieser Gruppen – der 
berüchtigte «weisse, europäische, 
nicht-behinderte, heterosexuelle, cis 
Mann» – braucht diese Art der sprach-
lichen Diskriminierung nicht zu fürchten, 
denn es gibt gar keinen Wortschatz, der 
ihn auf diese Weise herabwürdigend dar-
stellbar machen würde.

Nehmen wir die eingangs zitierte Aussa-
gen – «Drecks Fotze» gegenüber Rena-
te Künast. Hassrede wird diese Aussage 
durch die Bedeutung des Wortes selbst, 
die herabwürdigend ist, egal in welchen 
sprachlichen Zusammenhang man das 
Wort setzen würde. Das kann man sich als 
Mann durchaus denken – das Wort wird 
ja genau wegen dieser herabwürdigenden 
Bedeutung in beleidigender Absicht ver-
wendet. Man kann aber als Mann nicht 
empfinden, wie es sich anfühlt, auf die-
se Weise angesprochen zu werden, da es 
kein Wort für Männer gibt, das auch nur 
annähernd ähnlich sexuell objektifizie-
rend, reduzierend und verächtlich wäre.

Diese Asymmetrie im Wortschatz her-
abwürdigender Sprache führt zum einen 
dazu, dass die Betroffenen, und nur die 
Betroffenen, Aussagen darüber machen 
können, was Hassrede ist und was nicht. 
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Die goldene Regel besagt also, dass wir 
Menschen nicht mit einer Sprache dar-
stellen dürfen, von der sie uns gesagt 
haben, dass die herabwürdigend ist. Um 
diese Erkenntnis in die goldene Regel 
selbst aufzunehmen, könnte man ihr eine 
Auslegungsregel zur Seite zu stellen, die 
etwa so lauten könnte: 
	 Stelle andere nicht so dar, wie sie dich 

umgekehrt nicht darstellen können.

Auf die Meinungsfreiheit hätte die 
sprachliche Goldene Regel in dieser Form 
keine direkte Auswirkung: Sie besagt nur, 
dass bei der Form einer Meinungsäusse-
rung darauf geachtet werden soll, diskri-
minierende Sprache zu vermeiden – nicht 
aber, dass bestimmte Meinungsäusse-
rungen selbst zu vermeiden seien.

Dem Facebook-Nutzer, der Künast 
«Drecks Fotze» genannt hat, stünde es 
frei, eine negative Meinung über sie zu 
äussern – er dürfte im Detail erklären, 
was ihm an ihrer Person, ihren politi-
schen Positionen, ihren Aussagen miss-
fällt. Er dürfte erklären, warum er diese 
Aussagen für hassenswert hält. Er dürfte 
etwas sagen, wie «Künast hat nur eine 
relevante Eigenschaft, ihr Geschlecht. 
Und dafür verachte ich sie». Er müsste 
zu dieser Meinungsäusserung dann aber 
stehen. Erst, wenn er etwas sagen würde 
wie «als Frau ist Künast legitimes Opfer 
männlicher Gewalt«, wäre die Grenze zur 
Hassrede überschritten. Im nebenbei hin-
geworfenen «Drecks Fotze» stecken all 
diese Bedeutungen, ohne, dass der Spre-
cher sie sich zuschreiben lassen muss. 

Aber nicht immer lässt sich Hassrede an 
Wörtern festmachen. Auch dort lässt sich 
die goldene Regel anwenden. 

Ein Beispiel. Ein bekannter deutscher 
Twitter-Nutzer (mit fast 30 000 Follo-
wern) fragte im letzen Jahr in Bezug 
auf die Berliner SPD-Politikern Saw-
san Chebli Folgendes: 

	 «Immer wieder gelingt es ihr, nicht die 
richtigen Formulierungen zu finden, 
immer wieder muss sie zurückrudern. 
Wie konnte sie jemals Staatssekretärin 
werden?»

Er bekam dutzende von Antworten, dar-
unter folgende: 

	 «Schau dir mal ihre Knie an, vielleicht 
findest du da eine Antwort.» 

	 (Von einem Abgeordneten des österrei-
chischen Nationalrats) 

und 
	 «Alles nur eine Frage der Haltung, ihre 

gab halt rote Knie.» 

Keins der Wörter in diesen Sätzen ist per 
se herabwürdigend. Es lassen sich pro-
blemlos Zusammenhänge vorstellen, in 
denen die Sätze völlig harmlos wären – 
der erste Satz könnte in einer Arztpraxis 
fallen, wenn eine erfahrene Ärztin ihrem 
jungen Kollegen einen Hinweis gibt, wo 
der Grund für die Schmerzen einer Pa-
tientin beim Laufen zu finden wäre, 
und auch für den zweiten liesse sich ein 
harmloser Zusammenhang finden. 

Verächtlich werden die Äusserungen 
hier, weil wir verstehen, dass die Spre-
cher damit sagen wollen, Chebli habe 
sich ihre Stelle durch sexuelle Handlun-
gen – speziell durch im Knien ausgeführ-
ten Oralsex – verdient. Diese Interpreta-
tion kommt zustande, weil die Idee, dass 
Frauen nicht aufgrund ihrer Kompeten-
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zen Karriere machen, sondern, indem sie 
sich sexuell zur Verfügung stellen, kul-
turell tief verankert ist. Diese Idee ist ein 
Beispiel für das, was der amerikanische 
Kognitionswissenschaftler George Lakoff 
«Framing» nennt: Unser Weltwissen ist 
in sogenannten Frames organisiert, etwa 
dem «Karriere»-Frame, der besagt, dass 
Chefs ihre Mitarbeiter*innen aufgrund 
von Leistungen befördern, und dem 
«Sex»-Frame, der in unserer Gesell-
schaft für viele die Idee beinhaltet, dass 
eine Frau einen Mann sexuell befriedigt. 
Diese beiden Frames werden zu der oben 
genannten Idee der «Karriere durch se-
xuelle Dienste» verbunden. Auch dieser 
Frame ist im Wortschatz verankert – man 
denke an Ausdrücke wie «hochschla-

fen», «Besetzungscouch», «Tittenbo-
nus», «Waffen der Frau» usw. Hinzu 
kommt in den zitierten Sätzen ein (por-
nografisierter) «Oralverkehr»-Frame, 
bei dem die Frau vor dem Mann kniet. 

Da die Herabwürdigung hier nicht an 
einzelnen Wörtern festzumachen ist, 
scheinen die Aussagen zunächst kein 
Fall für die Goldene Regel zu sein, aber 
bei genauerem Hinsehen wird deutlich, 
dass eine klare Parallele zu herabwürdi-

genden Wörtern besteht. Auch der Frame 
des «Hochschlafens» ist asym-
metrisch: Er bezieht sich nur auf 
Frauen. Männer würden sicher 
nicht wollen, dass man ihre Kom-
petenz und ihre sexuelle Integrität auf 
diese Weise infrage stellt, aber sie müs-
sen gar nicht damit rechnen, denn es gibt 
keine etablierten kulturellen Frames, die 
das nahelegen würden.

Und wie bei herabwürdigenden Wörtern 
erlauben es solche fest etablierten Frames, 
Menschen herabzuwürdigen, ohne die 
volle Verantwortung dafür zu überneh-
men: Es reicht, dass die Sätze oben die 
Knie einer Frau erwähnen, um den Frame 
aufzurufen, der Sprecher kann dann be-

haupten, er habe das so nicht gemeint. 
Die Ausweitung der goldenen Regel auf 
Frames scheint zunächst in die Mei-
nungsfreiheit einzugreifen – sie scheint 
es nun zu verbieten, die Vermutung zu 
äussern, eine bestimmte Frau habe ihre 
Karriere durch sexuelle Dienste gefördert. 
Und tatsächlich ist diese Unterstellung ja 
potenziell strafbar, da sie eine üble Nach-
rede bzw. Verleumdung darstellt. Aber zu 
Hassrede wird die Aussage aus meiner 
Sicht dadurch, dass sie die Herabwürdi-

KARRIERE GEGEN SEX

KARRIERE 
Chef
befördert
Mitarbeitende
aufgrund von 
Leistung

SEX
...
Frau
befriedigt
Mann
...

Mann

Frau

ORALVERKEHR
(pornografisiert)

Frau
kniet vor
Mann
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gung implizit lässt. Hätten die Sprecher 
der Sätze oben gesagt… 

	 «Ich nehme an, sie hat an ihrem Vor-
gesetzten Oralverkehr ausgeführt und 
er hat ihr im Gegenzug ihre Stelle ge-
geben.»

… wäre das natürlich noch üble Nachrede, 
aber es wäre wohl keine Hassrede mehr, 
denn auf diese Weise formuliert könnte 
eine Frau einem Mann umgekehrt dassel-
be unterstellen. 

Natürlich ist auch mit dieser Äusserung 
keine völlige Symmetrie erreicht. Es gibt 
eben bestehende Stereotype über und 
Vorurteile gegen bestimmte Gruppen, 
aber nicht gegen andere. Solange diese 
Stereotype und Vorurteile bestehen, kön-
nen sie ohne grossen sprachlichen und 
gedanklichen Aufwand aufgerufen wer-
den. Solange diese Stereotype und Vor-
urteile bestehen, wird es einfacher sein, 
herabwürdigende Dinge zum Beispiel 
über Frauen, homosexuelle Menschen 
und trans* Menschen zu sagen, als über 
heterosexuelle cis Männer. 

Auch gegen diese Stereotype und Vor-
urteile müssen wir natürlich etwas tun. 
Nur, weil eine Meinung frei geäussert 
werden darf, muss und darf sie nicht 
unwidersprochen bleiben. Wenn sie den 
Werten einer Gesellschaft widerspricht, 
in der sich alle Menschen gleichermassen 
frei bewegen und entfalten können, muss 
dieser Meinung klar und deutlich wider-
sprochen werden.

In den letzten Jahrzehnten sind unsere 
Gesellschaften in dem Sinne vielfältiger 
geworden, dass marginalisierte Grup-

pen, die es immer gab, sich Sichtbarkeit 
erkämpft haben und deshalb zuneh-
mend gehört werden, wenn sie klar 
und deutlich widersprechen.

Und diese Tatsache erklärt die Wider-
sprüchlichkeit, die ich eingangs um-
rissen habe. Auf der einen Seite können 
Individuen und Gruppen von Menschen 
auf drastische Weise sprachlich herabge-
würdigt werden, und die sozialen Medien 
sorgen dafür, dass diese sprachliche He-
rabwürdigung für alle öffentlich sichtbar 
ist. Rechtliche Konsequenzen folgen dar-
auf bisher kaum – zumindest nicht, so-
lange sich der Hass gegen Frauen, trans* 
Menschen und homosexuelle Menschen 
richtet. Auf der anderen Seite haben die 
Menschen, die solche Äusserungen tä-
tigen, das Gefühl, sie dürften gar nichts 
mehr sagen.

Das liegt daran, dass sie – oft zum ersten 
Mal in ihrem Leben – mit ihren verächt-
lichen und hasserfüllten Äusserungen auf 
den Widerspruch und Widerstand derje-
nigen treffen, über die sie da reden. Die-
sen ungewohnten Widerspruch und Wi-
derstand empfinden sie als Sprechverbot.
Es geht aber beim Kampf gegen Hassre-
de und dem Bemühen um eine gerechte 
Sprache nicht darum, Sprech- oder Mei-
nungsverbote zu erteilen. Es geht darum, 
der Meinungsfreiheit eine «Meinungs-
verantwortung» zur Seite zu stellen.

Und um diese Meinungsverantwortung 
geht es mir mit der goldenen Regel. Auf 
ihrer Grundlage müssen wir zunächst 
unseren eigenen Sprachgebrauch und 
unsere in Frames gefassten Glaubenssätze 
reflektieren. Aber genauso können wir sie 
verwenden, um die Äusserungen anderer 
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zu überprüfen und sie mit dieser Über-
prüfung zu konfrontieren.

Damit schränken wir die Meinungsfrei-
heit nicht ein, sondern wir fordern, dass 
Meinungen so formuliert werden müs-
sen, dass sie nicht auf einen etablierten 
Wortschatz oder etablierte Wissens-
strukturen zurückgreifen, durch die be-
stimmte Gruppen von vornherein als Ab-
weichung von einer Norm und als natür-
liches Ziel von Hass dargestellt werden. 
Bei der diskriminierungsfreien Sprache 
geht es eben um die Sprache, nicht um 
die Inhalte. Was bekämpft werden soll, 
ist nicht das Äussern diskriminierender 
Meinungen, obwohl auch das natürlich 
ein gesellschaftliches Problem darstellt, 
zu dem sich die Gesellschaft dann auch 
verhalten muss. Was bekämpft werden 
soll sind diskriminierende Wörter, gram-
matische Strukturen und möglicherweise 
Frames, weil diese es erlauben, die Dis-
kriminierung ständig, nebenbei und im 
Hintergrund auszuüben, und eben, ohne 
Verantwortung dafür zu übernehmen.

1 	 Siehe Frankfurter Allgemeine, 14.11.2018: https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/buecher/autoren/uwe-tellkamp-kritisiert-die-politi-
sche-debattenkultur-15890531.html (Abgerufen am 7.11.2019).

2 	 Kempen, Bernhard: «Freie Debattenkultur muss verteidigt werden», Pressemitteilung des Deutschen Hochschulverbandes vom 
10.04.19.

3	 Committee of Ministers, Council of Europe, R (97) 20, 30.10.1997.
4	 Meibauer, Jörg (Hg.): Hassrede/Hate Speech. Interdisziplinäre Beiträge zu einer aktuellen Diskussion. Giessen, 2013.
5	 Stefanowitsch, Anatol: Eine Frage der Moral: Warum wir politisch korrekte Sprache brauchen. Berlin, 2018.
6	 France, Anatole: Die rote Lilie. Berlin, 2014, Kapitel 7.
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Feministische Anliegen und Kritik an 
der Zweigeschlechtlichkeit –  
ein Widerspruch? �  

� Elisabeth Joris und Hannes Rudolph

schlecht unvollständig und unzutreffend 
ist. Anschliessend wurden mit Hilfe der 
Teilnehmer*innen Themenfelder, die 
Konfliktstoff zwischen cis Frauen, die 
ihre Anliegen und ihre Räume gefährdet 
sehen und queeren oder trans* Personen, 
die entweder unsichtbar gemacht werden 
oder denen gar ihre Existenz abgespro-
chen wird, definiert.

Folgende Themen und Sorgen wurden 
angesprochen:
-	Abtreibung, Schwangerschaft und 

Menstruation betreffen nicht alle Frau-
en und nicht nur Frauen, trans* Män-
ner und non-binäre Personen können 
ebenfalls intersektional davon betrof-
fen sein.

-	Versuche, Geschlechterrollen entlang 

Der Workshop sollte vor allem Ängs-
te von cis Frauen in Bezug auf das Aus-
weiten des Themas Gleichstellung auf 
LGBTIQ-Personen auffangen und zu ei-
nem solidarischen Verständnis des The-
mas Gleichstellung führen. Der Fokus lag 
auf dem Thema «Geschlecht». Es ging 
um die Erkundung des Nebeneinanders 
der Nutzung bestehender binärer Kate-
gorien (Mann/Frau) und der Erkenntnis, 
dass diese Kategorien weder biologistisch 
definiert werden können noch vollständig 
sind.

Zunächst gab Elisabeth Joris einen In-
put zu klassischen feministischen An-
liegen im Machtverhältnis Mann/Frau. 
Hannes Rudolph erläuterte dann, wieso 
die binäre, biologistische Sicht auf Ge-

Workshop 1
Workshop 1

Wem wird eigentlich etwas weg-
genommen, wenn alle gleiche 
Rechte haben?

der Achse Junge/Mädchen (Mann/Frau) 
stark aufzuweichen (z. B. in Schulbü-
chern oder bei der Berufswahl) sind 
notwendig. Gleichwohl müssen in die-
sen Überlegungen non-binäre Kinder 
und Erwachsene vorkommen und Er-
wähnung finden.

-	Die Unmöglichkeit, einer Person ihr 
Geschlecht anzusehen: Wie sind dann 
safer spaces (meistens als Räume oh-
ne cis Männer gedacht) umsetzbar? 
Braucht es einen anderen Umgang als 
Zugangskontrollen?

-	TERFs: sogenannte trans exclusionary 
radical feminists – transfeindlich ar-
gumentierende cis Frauen, die trans* 
Frauen als Männer ansehen und kate-
gorisch aus ihren Kreisen ausschlies-
sen.

-	Die Angst, Menschen zu misgendern 
(falsche Pronomen oder Anreden zu 
verwenden) oder durch Wortwahl etc. 
zu verletzen: Es braucht Aufklärung 
und Sensibilisierung.

Die kurze Workshopdauer und das sehr 
unterschiedliche Vorwissen der Teilneh-
mer*innen verunmöglichten eine tiefer-
gehende, lösungsorientierte Diskussion. 
Die Debatte ist weiterzuführen.

Feministische Erfahrungen 
ermöglichen Solidarität mit 
marginalisierten Menschen: 
Es sind dieselben Macht-
strukturen und Mechanismen.
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Intersektionalität und Diversity  
Management: Vielfalt als Konfliktfeld �  

� Serena Dankwa und Katrin Meyer

In Kleingruppen wurden weitere um-
kämpfte Themen und Spannungsfelder 
von Diversity-Politiken identifiziert, die 
eine ständige Wachsamkeit erfordern:

Othering («Veranderung»): 
-	Es fällt leichter, über «Andere» als 

über Eigenes zu reden, z. B. wenn in 
Gremien abwesende Gruppen und de-
ren Probleme verhandelt werden und 
dabei die unterschiedlichen hierarchi-
sierten Positionen, die innerhalb dieses 
Gremiums selber spielen, verschleiert 
bleiben. 

Institutionelle Logiken:
-	Top-Down-Programme verwalten 

Gruppen, statt deren Selbstbestim-
mung zu fördern. 

-	Die (ökonomische) Instrumentalisie-

Im Workshop wurde die Bedeutung der in-
tersektionalen Machtanalysen Schwarzer 
Feministinnen für die Gleichstellungs-
arbeit hervorgehoben. Intersektionalität 
bedeutet nach diesem Verständnis nicht 
einfach, jene Gruppen zu fördern, welche 
bereits eine politische Sichtbarkeit und 
Organisationsform gefunden haben. Es 
bedeutet vielmehr, sich auf Strukturen zu 
konzentrieren, in denen mehrfachmar-
ginalisierte Menschen durchs Raster fal-
len, u.a. weil ihre Realitäten in keiner der 
etablierten Identitätskategorie als reprä-
sentativ, d.h. als «typisch» gelten. Diese 
intersektionalen Identitäten verkörpern, 
wie Kimberlé Crenshaw 1 argumentiert, 
nicht partikulare und vernachlässigbare 
«Fälle», sondern in ihnen verdichten 
sich im Gegenteil die zentralen gesell-
schaftlichen Herrschaftsformen.

Workshop 2

  
1	 Crenshaw, Kimberlé William: Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A Black Feminist Critique of Antidiscrimination 

Doctrine, Feminist Theory and Antiracist Politics. In: University of Chicago Legal Forum 1989 (1), 139-167.

Workshop 2

Gleichstellung im Sinne der Intersektionalität 
erfordert Handlungsspielräume auszuloten 
und (ver)lernbereit zu bleiben.

rung von Diversity-Anliegen führt zu 
Konjunkturen der Sichtbarkeit und 
neoliberaler Beliebigkeit: Diversity ist 
alles und nichts.

Repräsentationsfragen: 
-	Wer spricht für wen? Es löst Unbehagen 

aus, als Einzelperson eine ganze Grup-
pe oder Identität zu repräsentieren, z. 
B. bei LGBTIQ+-Aufklärungsarbeit an 
Schulen.

Unbehagen zwischen Gruppen:
-	Animositäten und Spaltungen zwischen 

minorisierten Gruppen entstehen u.a. 
aufgrund von Konkurrenzkampf um die 
begrenzten Mittel und Ressourcen.

-	Die Anliegen von etablierteren Gruppen 
und/oder von Gruppen, die sich medial 
besser «verkaufen» lassen, finden je 
nach Kontext mehr Gehör.

Fehlendes Wissen/Expertise:
-	Es fehlt oft an Wissen über die unter-

schiedlich gelagerten und unterschied-
lich stark erforschten Kategorien und 
Ausschlussmechanismen; deren Funk-

tionsweisen lassen sich nicht 
einfach aufeinander übertra-
gen. 

Impulse für Handlungsansätze:
-	Vermittlungs- und Übersetzungsarbeit 

auf verschiedenen Ebenen und zwi-
schen unterschiedlichen Akteur*innen 
ist wichtig.

-	Erkennen von Hierarchien statt Pseu-
do-Gleichheit. Privilegien nutzen, um 
Umverteilung von Macht und Ressour-
cen voranzutreiben.

-	Kontinuierliche Klärung und selbst-
kritische Prüfung der Diversity-Arbeit 
in Bezug auf das übergeordnete Ziel 
sozialer Gerechtigkeit und um zu ver-
hindern, dass Gleichstellung Gleich-
schaltung bedeutet. 

-	Nach Audre Lordes Rede «vom Nut-
zen unseres Ärgers» gilt es, statt in 
Schuldgefühlen zu erstarren, die Kraft 
zu erkennen, die in unserem Ärger über 
Ungleichheitsstrukturen und Parado-
xien (der Gleichstellungsarbeit) steckt: 
Diese lässt sich als «transformative 
Energie» nutzbar machen. 

Ohne eine Vision sozialer Gerechtigkeit 
droht Diversity-Sumpf und die Spaltung 
von Gruppen.
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Familie und Elternschaft:  
Wohin geht die Reise?� Jochen König

lungen über Familie eigentlich zusätzli-
che Familienmitglieder auf, die vielleicht 
selbst keine eigenen Kinder haben, aber 
beispielsweise auf Basis von Freund-
schaften mit Eltern doch zuverlässige und 
verbindliche Bezugspersonen für deren 
Kinder sein möchten oder bereits sind?

Im Workshop haben wir unter anderem 
darüber nachgedacht, welche Chance für 
alle Familien in einer grösseren öffentli-
chen Sichtbarkeit queerer Familien liegen 
könnte und wie diese Sichtbarkeit für alle 
die Möglichkeit bieten würde, voneinan-
der zu lernen. Andere queere Familien 
müssten sich nicht mehr alleine fühlen 
und könnten sich auch mal an Vorbildern 
orientieren. Und auch Familien in tradi-
tionelleren Konstellationen könnten sich 
abschauen, dass es nicht immer zwin-

Die Vorstellungen über Elternschaft und 
darüber, was eine Familie ausmacht, än-
dern sich. An mancher Stelle vollziehen 
sich diese Veränderungen etwas schnel-
ler, an anderer Stelle halten sich traditio-
nelle Vorstellungen darüber, wie Familien 
aussehen sollten oder was unter dem Be-
griff Familie verstanden werden soll, et-
was hartnäckiger. 

In manchen Familien sind nicht alle El-
tern tatsächlich als Eltern anerkannt und 
rechtlich abgesichert. Manche Eltern ste-
hen mit einem falschen Geschlechtsein-
trag in der Geburtsurkunde der eigenen 
Kinder. Manche Kinder sind genervt da-
von, ihren Mitschüler*innen immer wie-
der erklären zu müssen, dass es natürlich 
möglich ist, zwei Mütter zu haben. Und 
wo tauchen in gesellschaftlichen Erzäh-

Workshop 3
Workshop 3

gend erforderlich ist, in jeder Hinsicht 
ein vermeintliches Idealbild zu erfüllen, 
wenn dieses in mancherlei Hinsicht gar 
nicht zur eigenen Lebenssituation passt. 
Letztlich passt keine Familie komplett in 
eine vorgefertigte Schablone und alle sind 
darauf angewiesen, sich individuelle We-
ge zu erarbeiten.

Abweichungen von gesellschaftlichen 
Normvorstellungen sind noch immer oft 
mit Diskriminierungserfahrungen ver-
bunden. Menschen, die in Familien leben, 
die keinem traditionellen und öffentlich 
vielfach reproduzierten Familienbild ent-
sprechen, geben – aus Angst vor dieser 
Diskriminierung und/oder aus Müdigkeit, 
die eigene Familie immer wieder erklä-
ren und rechtfertigen zu müssen, – die 
eigene Familiensituation nicht allen so-

fort preis und sind auch deshalb weniger 
sichtbar. Die Verantwortung liegt vor al-
lem bei der Mehrheitsgesellschaft, die die 
Voraussetzungen für eine sichere Sicht-
barkeit vielfältiger Familien und Lebens-
entwürfe schaffen muss.

Familien sind vielfältig. Wenn die-
se Vielfältigkeit sichtbarer werden 
könnte, liegt darin eine grosse Chance, 
voneinander zu lernen.
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Sprache schafft Wirklichkeiten 
� René_ Hornstein und Annette Hug

finden sind, die sich weder als Frau noch 
als Mann verstehen. Ein zweites Argu-
ment: Die Diskussion um Sprachformen 
ergibt dann einen Sinn, wenn sie Fragen 
zur Praxis aufwirft. Zum Beispiel zur Pra-
xis des Formulareschreibens. Muss das 
Geschlecht erfasst werden? Wenn ja, wie 
viele?

Am Nachmittag entspann sich eine Dis-
kussion um die Frage, ob eine radikale 
«Trennung von Staat und Geschlecht» 
zu fordern sei. Da erreichten wir keinen 
Konsens.

Ausserdem war mir wichtig zu betonen, 
dass aus einer literarischen Perspekti-
ve immer eine Fremdheit gegenüber der 
gängigen Sprache, erst recht der Amts-
sprache, besteht.

Annette Hug

Wie können Menschen angesprochen 
werden, die sich nicht in ein binäres Mo-
dell von Frauen und Männern einteilen 
lassen? Über diese Ideen fand ein Aus-
tausch statt.

Von den möglichen Formen, die Binari-
tät von Geschlechtsbezeichnungen zu 
überwinden, wurde vor allem der Gen-
der-Stern* diskutiert. Wobei sich die Fra-
ge stellte: Sternchen gesetzt, alles gut? In 
meinem Einleitungsreferat wies ich auf 
zwei weitergehende Motivationen hin. 
Anhand eines Beispiels aus der journalis-
tischen Praxis versuchte ich aufzuzeigen, 
dass es inhaltlich oft notwendig ist zu 
wissen, ob eine Aussage ausschliesslich 
Verkäufer oder auch weibliche – also Ver-
käufer/innen– betrifft oder ob unter die-
sen Verkäufer*innen auch Menschen zu 

Workshop 4
Workshop 4

René_ Rain Hornstein

Das Konzept «Verbündetenschaft» bie-
tet Anregungen für individuelles Handeln 
gegen Diskriminierungen. «Verbündete 
sind Menschen, die unverdiente Privile-
gien erkennen, also solche, die ihnen auf-
grund von gesellschaftlichen Mustern der 
Ungerechtigkeit zugewiesen werden, und 
die Verantwortung dafür übernehmen, 
diese Muster zu ändern».1 Verbündeten-
schaft beinhaltet also immer eine Ana-
lyse gesellschaftlicher Ungerechtigkeit, 
die auf strukturell-systemischer Ebene 
verankert ist. Verbündete sind gehalten, 
erstens an sich selbst, also ihrem eige-
nen Wissen, Einstellungen und Verhalten 
zu arbeiten; zweitens Energie in ande-
re Menschen mit denselben (z. B. weis-
sen oder Cis-) Privilegien zu investieren, 
ihnen diese bewusst zu machen und zu 

einem Abbau ihres diskriminierenden 
Verhaltens beizutragen; sowie drittens 
solidarisch mit unterdrückten Menschen 
zu handeln. Dieses solidarische Handeln 
kann auf verschiedenen Ebenen statt-
finden: In kollektivierten Prozessen, um 
systemische Ungleichbehandlung zu be-
enden, aber auch auf weiteren Ebenen, 
nämlich diskursiv, institutionell, sprach-
lich, zwischenmenschlich und auf der 
Ebene der eigenen Psyche. 
Sprachliche Verbündetenschaft bedeutet, 
sich der eigenen Sprechgewohnheiten 
bewusst zu werden und zu üben, die-
se hin zu einem inklusiveren Sprachge-
brauch anzupassen. Im Workshop haben 
wir entsprechende Vorschläge für einen 
geschlechtlich inklusiveren Sprachge-
brauch gemacht.

Wo wir weiterdiskutieren würden/müssten:  
Geht das Geschlecht den Staat etwas an? Wie 
kann der Staat über Sprache hinaus inklusiv sein 
für trans*, inter* und nicht-binäre Menschen?

1	 Bishop, Anne: Becoming an Ally. Breaking the Cycle of Oppression in People. Halifax, 2015.

Beim Schreiben eines Textes hilft die Auf-
merksamkeit für geschlechtergerechte 
Sprache, präzis und inklusiv zu sein, im 
Sinne einer gesprochenen Verbündetenschaft.



50 51

Alles was Recht ist�  

� Alecs Recher und Binh Tschan

II 153). Zur Schliessung dieser durch das 
Bundesgericht geschaffenen Schutzlücke 
ist in erster Linie der Gesetzgeber gefor-
dert. Neu könnte Art. 3 Abs. 1 GlG lauten: 
«Arbeitnehmende dürfen aufgrund ihres 
Geschlechts, ihrer Geschlechtsidentität, 
ihres Geschlechtsausdruckes, ihrer Ge-
schlechtsmerkmale oder ihrer sexuellen 
Orientierung weder direkt noch indirekt 
benachteiligt werden, namentlich nicht 
unter Berufung auf den Zivilstand, auf die 
familiäre Situation oder auf eine Schwan-
gerschaft.»

Aktuell beschäftigt sich der Bundesge-
setzgeber mit der Öffnung der Ehe für 
gleichgeschlechtliche Paare: Sollte die Ehe 
aus einer feministischen Perspektive 
grundsätzlich als patriarchales Konstrukt 
abgelehnt werden? Oder würde durch die 

Recht ist einerseits das Ergebnis gesell-
schaftspolitischer Diskurse, in denen 
cis-hetero Menschen und LGBTIQ-Men-
schen sowohl gleiche wie auch konkur-
renzierende Positionen vertreten kön-
nen. Recht formt andererseits aber auch 
unterschiedliche gesellschaftliche Reali-
täten. Anhand der unten erläuterten The-
menkreise und Fragen diskutierten wir 
den Handlungsbedarf in rechtlicher Hin-
sicht um solchen unterschiedlichen Inte-
ressen und Realitäten gerecht zu werden.

Das Bundesgericht verneinte in seinem 
Urteil vom 5. April 2019 den Anspruch 
eines schwulen Mannes, sich wegen ei-
ner (möglichen) Anstellungsdiskrimi-
nierung auf das Gleichstellungsgesetz zu 
berufen, weil «sexuelle Orientierung» 
nicht geschlechtsspezifisch sei (BGE 145 

Workshop 5
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Öffnung zumindest eine nicht gerecht-
fertigte Ungleichbehandlung beseitigt 
werden? 

Um weibliche Sportlerinnen und die In-
tegrität des Frauensports zu schützen, 
erachtet der Internationale Sportge-
richtshof eine Diskriminierung von inter-
geschlechtlichen Sportlerinnen als «neces-
sary, reasonable and proportionate». Ge-
klagt hatte die 800 Meter-Läuferin Caster 
Semenya, weil sie gezwungen wurde, ih-
ren natürlichen Testosteronspiegel medi-
kamentös unter 5 nml/L Blut zu senken. 
Ist das dadurch für intergeschlechtliche 
Athletinnen geschaffene Dilemma zwi-
schen Startberechtigung und körperlicher 
Integrität gerechtfertigt? 

Es besteht grosser Handlungsbedarf,  
um die (Grund-)Rechte aller, unab-
hängig von Geschlecht, sexueller  
Orientierung, Geschlechtsidentität, 
Geschlechtsausdruck und Geschlechts
merkmale zu verwirklichen.
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Was Infrastruktur und Räume mit  
Gender zu tun haben�  

� Ursina Anderegg und Myshelle Baeriswyl

diskutierten Themenfelder ergaben sich 
aus persönlichen und beruflichen An-
knüpfungspunkten der Teilnehmenden.

Im Fokus standen die Gestaltung öf-
fentlicher und halböffentlicher Räume 
wie Pausenplätze in Schulen, die Frage 
nach geschlechtergetrennten Toiletten, 
das Bedürfnis nach geschützten Räu-
men (Safe Spaces) für bestimmte Gruppen 
(Frauen, Migrant*innen, Sexworker*in-
nen, geschlechtliche Minderheiten), aber 
auch Fragen nach den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen (Finanzierbarkeit, 
räumliche Ressourcen, Intersektionalität, 
Ausschlüsse). 

Einigkeit bestand, dass es angesichts der 
unterschiedlichen Bedürfnisse keine alle 
Ansprüche befriedigende Lösung geben 

«Wer der Norm entspricht, könnte dem 
Irrtum erliegen, dass es sie gar nicht 
gibt.» (Carolin Emcke). Gesellschaftliche 
Normen werden nicht nur verinnerlicht, 
sie manifestieren sich auch in Architek-
tur und Infrastruktur – zum Beispiel in 
Grundrissen von Wohnungen –und prä-
gen so Familienstrukturen. Oder in Ge-
schlechternormen (Stereotypen, Zwei-
geschlechtlichkeit) – oder in beiden zu-
sammen, nämlich in nach Geschlecht 
segregierten Räumen. 

Im Workshop gingen wir mit rund 25 
Teilnehmenden den Fragen nach, wel-
chen vergeschlechtlichten Räumen wir 
begegnen. Welche Logiken stecken jeweils 
dahinter? Wo macht eine Vergeschlecht-
lichung Sinn? Wo nicht? Und inwiefern 
kann sie zu Ausschlüssen führen? Die 

Workshop 6
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kann (z.B. in der Toilettenfrage), dass 
Safe Spaces nach dem trickle-up-System 
vor allem den vulnerabelsten und mar-
ginalisiertesten Gruppen zu Verfügung 
stehen sollten und dass wir darauf achten 
müssen, wie Schutzbedürfnisse auch ge-
sellschaftlich instrumentalisiert werden 
können. Entsprechen beispielsweise nach 
Geschlecht getrennten Toiletten wirk-
lich einem Schutzbedürfnis von Frauen? 
Werden vermeintliche Gefährdungen im 
öffentlichen Raum (sexuelle Übergriffe, 
Gewalt, Opferstatus) und Sicherheitsdis-
kurse instrumentalisiert und mythisiert, 
um von weit höheren Risiken im sozialen 
Nahraum (sogenannte «Familiendra-
men») und der ökonomischen Ungleich-
stellung von Frauen abzulenken?

Keine Safe Spaces für 
«andere» gestalten, 
sondern Räume für 
Selbstermächtigung 
und Aneignungen  
ermöglichen.
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Gewalt: Welchen Schutz für wen?�  

� Adrian Möri und Martha Weingartner

Die Istanbul-Konvention, in der Schweiz 
in Kraft seit dem 1. April 2018, ist ein völ-
kerrechtlich bindendes Instrument zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen* 
und häuslicher Gewalt. Die diskriminie-
rungsfreie Umsetzung (Art. 4 der Kon-
vention) wurde vom Netzwerk Istan-
bul-Konvention mit einem Video veran-
schaulicht.3 

Die LGBT+-Helpline (www.lgbt-helpline.
ch) ist eine Beratungsstelle für alle Fra-
gen zum LGBT+-Lebensfeld und eine 
Meldestelle für homo- und transphobe 
Gewalt. Die Beratenden arbeiten ehren-
amtlich und haben nicht zwingend einen 
beratenden Hintergrund. Die Beratungen 
werden von den Homosexuellen Arbeits-
gruppen in Basel, Bern und Zürich 
durchgeführt. Sie bieten Beratung per 
Telefon, E-Mail und im persönlichen 
Gespräch an. Damit homo- und trans-

Im ersten Teil des Workshops wurden ei-
nige Zahlen und Fakten präsentiert. Die 
Opferhilfestatistik1 und die Polizeiliche 
Kriminalstatistik2 geben Auskunft über 
Gewaltvorkommnisse, die bei der Polizei 
oder bei einer Opferberatungsstelle ge-
meldet wurden. LGBTI+-feindliche Ag-
gressionen und Gewalt werden jedoch 
weder in der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik noch in der Opferhilfestatistik er-
fasst. Sogenannte Hellfeldstudien unter-
suchen, wie häufig ein bestimmtes Delikt 
tatsächlich vorkommt in einer bestimm-
ten Bevölkerungsgruppe, z. B. mit reprä-
sentativen Studien. Solche Studien zur 
Gewaltbetroffenheit von LGBTI+-Men-
schen, Menschen mit Behinderungen, al-
ten Menschen, Geflüchteten usw. fehlen 
jedoch weitestgehend. Eine gute Daten-
lage ist aber eine zentrale Voraussetzung, 
um Handlungsbedarf zu erkennen und 
präventive Massnahmen zu entwickeln.

Workshop 7
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phobe Gewalt sichtbar wird, werden die 
Meldungen von Hate Crimes (Hate Crime 
Bericht) gesammelt. Erschreckend, dass 
in der Schweiz im Schnitt zwei Vorfälle 
pro Woche gemeldet werden!

Im zweiten Teil des Workshops befass-
ten wir uns mit der bestehenden Bera-
tungslandschaft und diskutierten über 
Zugangsbarrieren und Angebotslücken. 
Für Angebote, die sich explizit an Mäd-
chen/Jungen, Frauen/Männer richten, 
wurden Empfehlungen formuliert, damit 
LGBTI+-Menschen erreicht werden kön-
nen. 

-	Auseinandersetzung mit Homo- und 
Transphobie

-	Weiterbildung/Workshop für das The-
ma

-	Reflexion der eigenen Haltung zu 
LGBTI+

-	Trennen von Trans- und Gewaltthe-
matik

-	Spezifische Beratungsangebote kennen 
(für Triage)

-	Bewusstsein: Als Opfer sichtbar werden 
= doppeltes Outing

Take Home Message für Beratungs- und Schutzangebote: 

Wie müssen wir unser Angebot ausge
stalten, damit es wahrgenommen und 
genutzt werden kann?

Für marginalisierte Menschen 
sind die Hürden, Hilfsangebote 
in Anspruch zu nehmen, deut-
lich höher.

1	 Bundesamt für Statistik: Opferstatistik 2018. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht.gnpde-
tail.2018-0603.html (Abgerufen am 6.11.2019).

2	 Bundesamt für Statistik: Polizeiliche Kriminalstatistik 2018. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/
polizei.gnpdetail.2019-0112.html (Abgerufen am 6.11.2019).

3	 https://istanbulkonvention.ch/ (Abgerufen am 6.11.2019).

https://www.lgbt-helpline.ch/
https://www.lgbt-helpline.ch/
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht.gnpdetail.2018-0603.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht.gnpdetail.2018-0603.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/polizei.gnpdetail.2019-0112.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/polizei.gnpdetail.2019-0112.html
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(Un-)Sichtbarkeiten�  

� Nina Mühlemann und Jovita dos Santos Pinto

(z.B. bisexuelle Menschen oder Menschen 
mit Sehbeeinträchtigungen, die aber kei-
ne Gehhilfe benötigen, oder Muslimas, 
die kein Kopftuch tragen), sind Schutz 
und Unterstützung oft weniger zugäng-
lich. Sie müssen ihre gesellschaftliche 
Benachteiligung oft erst gegenüber zwei-
felnden Blicken begründen. Das hat mit 
unserem gesellschaftlichen Verständnis 
von Sehen zu tun: Sehen wird seit der 
Moderne mit Wissen, mit Fakten gleich-
gesetzt – nur was man sieht, «existiert».

Ausgehend von Selbstreflexionen dar-
über, wer sich wann, wo, wie sichtbar 
oder unsichtbar fühlt, die anschliessend 
im Plenum diskutiert wurden, haben wir 
uns mit dem Blick als Konstruktion be-
schäftigt: Unser Sehen ist nie unvorein-
genommen, sondern immer schon ge-
sellschaftlich – und damit auch durch 
soziale Ordnung – geformt. Danach wur-

Im Workshop haben wir uns mit dem 
ambivalenten Kategorienpaar Unsicht-
barkeit und Sichtbarkeit beschäftigt. Dass 
gewisse Körper im öffentlichen Raum 
übermässig vertreten sind, so hielt die 
Performance Wissenschaftlerin Peggy 
Phelan 1993 fest, lasse sich nicht direkt 
mit Macht gleichsetzen.1 Wäre das so, 
würden junge halbnackte weisse Frauen 
die Welt regieren. Auch im Fall von kör-
perlich markierten Schwarzen und Men-
schen of Colour oder Menschen mit sicht-
baren Behinderungen, die im öffentlichen 
Raum der Schweiz zwar nicht übermäs-
sig vertreten, aber als solche überexpo-
niert sind, ist diese Sichtbarkeit nicht mit 
ökonomischer, sozialer oder kultureller 
Macht verbunden. Auch der Umkehr-
schluss, dass Unsichtbarkeit in jedem Fall 
zu Macht führt, würde zu kurz greifen. Im 
Gegenteil: Gerade für minorisierte Men-
schen, die keine sichtbaren Marker haben 

Workshop 8
Workshop 8

den mit Hilfe von zwei kurzen Inputs die 
Risiken diskutiert, die entstehen, wenn 
Sehen und Wissen gleichgesetzt wer-
den, und das Konzept von «Rassismus 
ohne Rassen»,2 also das Unsichtbarma-
chen der Kategorie «Race», besprochen. 
Wenn (sichtbare) Identitätskategorien 
geleugnet werden z.B. behauptet wird, 
dass «wir doch alle gleich sind», führt 
dies dazu, dass dadurch benachteiligte 
Menschen kaum Mittel haben, um z. B. 
Formen von Rassismus aufzuzeigen. 

Als Fazit wurde diskutiert, wie mehr 
Transparenz bezüglich unsichtbaren Pro-
zessen und Strukturen zu mehr struktu-
reller Sichtbarkeit führen kann, und dass 
Sehverhalten und die Kategorisierungen, 
die dabei entstehen, hinterfragt werden 
müssen.

Um sich strukturellen Un-/Sichtbarkeiten 
bewusst zu werden, müssen eigene und 
andere Sehverhalten kontinuierlich hinter-
fragt werden.

Die Frage von sozialer 
Un-/Sichtbarkeit ist 
auch eine Frage von 
Repräsentation (dar-
stellen und vertreten).

  
1	 Phelan, Peggy: Unmarked. The Politics of Performance. London, 1993, 10.
2	 Michel, Noémi: Racial Profiling und die Tabuisierung von «Rasse». In: Wa Baile, Mohamed et al. (Hg.): Racial Profiling. Struktureller 

Rassismus und antirassistischer Widerstand. Bielefeld, 2019, 87-105.
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Claudia 
Kaufmann 

Claudia Kaufmann ist promovierte Ju-
ristin und Ombudsfrau der Stadt Zü-
rich. Sie war 1988–1993 erste Leiterin 
des Eidgenössischen 
Büros für die Gleich-
stellung von Frau 
und Mann und von 
1996–2003 General-
sekretärin des Eidge-
nössischen Departe-
mentes des Inneren 
EDI. Kaufmann ist 
Ehrendoktorin der juristischen Fakultät 
der Universität Zürich.
 

Tagungssynthese

Einleitend möchte ich meinen mehrfa-
chen Dank aussprechen: Zuerst einmal 
für die vertrauensvolle Einladung, die 
reichhaltige Tagung aus meiner persön-
lichen Wahrnehmung, mit meinen Er-
fahrungen und meinen Assoziationen zu 
kommentieren.

Dann aber sogleich den Referierenden für 
ihre differenzierten, behutsamen und in-
haltlich gleichwohl klaren Positionierun-
gen; den Workshop-Gestaltenden für die 
ermöglichte Vertiefung des Themas, den 
Praxiseinbezug und die Gewährung des 
geschützten Raums, der mehrfach ge-
fordert wurde. Mein Dank geht auch ans 
Publikum für die wertvollen Kommen-
tare und schliesslich ganz besonders an 
die Fachstelle für Gleichstellung für die 
Organisation dieser wichtigen Veranstal-
tung.

Die Tagung ermöglichte eine Auseinan-
dersetzung mit den Fragestellungen aus 
den Perspektiven von Wissenschaft und 
Praxis, verband Sachlichkeit und Infor-
mation mit berührenden Statements und 
persönlichen Berichten, liess Nähe und 
Nachdenklichkeit zu, ohne zu vernach-
lässigen, auch Strategien und Unterstüt-
zung für künftige Politiken aufzuzeigen. 
Bref, sie ermöglichte im besten Sinne 

Erfahrungsaustausch und Erkenntnis-
gewinn.

Im Folgenden werde ich neun Punkte 
näher aufgreifen zu Fragestellungen, die 
mir während des Tages besonders auffie-
len und die ich hier gerne ergänzen und 
teils erweitern möchte.

1.	 Sorgfalt in und mit der Sprache
Patricia Purtschert hat namentlich dar-
auf hingewiesen, ein Workshop fand zu 
diesem Thema statt und Anatol Stefa-
nowitsch setzte sich in seinem Referat 
hauptsächlich damit auseinander: die Be-
deutung und das Erfordernis einer sorg-
fältigen und bewusst gewählten Sprache. 
Denn Sprache bildet einerseits Realität 
und Realitäten ab – und beeinflusst bzw. 
schafft anderseits gleichzeitig Wirklich-
keit, wie auch der Titel des entsprechen-
den Workshops betonte. Es geht also um 
eine Doppelwirksamkeit. Annette Hug 
wies denn auch auf die Verbindlichkeit 
und ‹Aussenwirkung› der Sprache hin, 
die eine entsprechende Präzision erfor-
dern.

Anatol Stefanowitsch betonte bei Hate 
Speech die ethische Problematik, die im 
sprachlichen Ausdruck von Hass gegen 
einzelne Personen oder Gruppen liegt. 
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Sein linguistisches Gebot der Goldenen 
Regel lautet: «Stelle andere sprachlich 
nicht so dar, wie du nicht wollen wür-
dest, dass man dich an ihrer Stelle dar-
stelle». Das Anknüpfen an das uns wohl-
bekannte jüdisch-christliche Gebot der 
Nächstenliebe ist strategisch klug und 
anwendungsorientiert. Denn das «Was 
Du nicht willst, dass man Dir tut…» kon-
kretisiert auf einleuchtende, einfache und 
einsichtige Weise das gebotene Handeln 
und stellt sich der häufig angerufenen 
Komplexität des Umgangs mit sprachli-
cher Diskriminierung und Ausgrenzung 
entgegen. 

Seine goldene Regel stellt auch eine Er-
mutigung dar: Zweifel zuzulassen, Fra-
gen zu ermöglichen, offen zu sein für 
den Dialog und sich eine eigene Meinung 
zu bilden und diese auch auszudrücken. 
Die Tagung machte deutlich, wie sensibel 
dieser Bereich noch immer ist, ja – wie 
mir scheint – noch sensibler geworden 
ist.

Sexistische, rassistische Beschimpfun-
gen, Verunglimpfungen, ein unangemes-
sener Sprachgebrauch, die unüberlegte 
Übernahme historisch gebundener Aus-
drücke oder Bilder hat es schon immer 
gegeben. Das Ausmass der Verbreitung 
und die zeitliche sowie räumliche Unein-
geschränktheit, ermöglicht insbesondere 
durch die Social Media, sind dagegen neu.

Was es braucht? Ein genaues Zuhören, die 
Wachsamkeit, Zivilcourage, einzuschrei-
ten. Dabei ist in Kauf zu nehmen, als eng, 
streng, humorlos und unverbesserlich 
politisch korrekt zu gelten.

2.	 Bündnispolitik
Patricia Purtschert hat die erforder-
liche und wünschenswerte Bündnis-
politik angesprochen. Zwischen den 
verschiedenen Interessensgruppen – 
aber auch zwischen Menschen mit mehr-
heitlich privilegierten Erfahrungen und 
solchen, die über viel Diskriminierungs-
erfahrung und -wissen verfügen.

Das Augenmerk an der Tagung wurde vor 
allem auf Minderheiten gerichtet.

Patricia Purtschert sprach auch häufig 
von marginalisierten Gruppen. Wichtig 
ist meines Erachtens aber daran zu den-
ken: Die Gesellschaft ist ein Ganzes. Und 
daher liegt es sowohl in der gesamtge-
sellschaftlichen Verantwortung als auch 
im gesamtgesellschaftlichen Interesse, 
gegen Ausgrenzung, Marginalisierung 
und Diskriminierung vorzugehen. Wir 
sollten auch nicht vergessen: Für Un-
rechtserfahrungen und Benachteiligun-
gen ist ein Minderheitenstatus nicht er-
forderlich! Ins Auge springen als Beispie-
le die Verhältnisse des südafrikanischen 
Apartheidsregime und die weltweite 
Diskriminierung von Frauen. Hilfreich 
für die Entwicklung und Stärkung ge-
meinsamer Positionen kann daher sein, 
die Bereitschaft aufzubringen zuzuhören, 
aber auch Rückmeldungen auf geäusser-
te Meinungen auszuhalten, die erstmal 
irritieren; nicht Abgrenzung zu suchen, 
sondern Gemeinsames, Verbindendes. 
Auch hier können die heute wiederholt 
geforderten geschützten Räume ihre Be-
deutung haben.

Carolin Emcke beginnt ihren Text «Ja 
heisst ja und…») mit den hier passenden 
Zeilen:
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«Am Anfang ist der Zweifel.
Vor jedem Satz, jedem Wort gibt es die 
Schwelle:
Ist das richtig? Woher weisst du denn, 
dass es zutrifft?
Ist es gerecht? Ist es nicht nur wahr, son-
dern auch wahrhaftig?»1 

3.	 Bedeutung der Kategorie Geschlecht
Der Untertitel des Tagungsprogramms 
lautet: «Gleichstellungsarbeit zu Ge-
schlecht, Geschlechtsidentität und se-
xueller Orientierung». Mir fiel auf, dass 
kaum vom Geschlecht als sozial relevante 
Kategorie die Rede war. Weshalb? Was 
sind die Gründe dafür? Ich bin jeden-
falls für die Hinweise von Anatol Stefa-
nowitsch dankbar, der auf die Bedeutung 
des Geschlechts gerade für wirksame 
Diskriminierungen und Ausgrenzungen, 
Verunglimpfungen hingewiesen hat. Auf-
grund des Gehörten stellt sich für mich 
die Frage, ob eine Verdrängung des Ge-
schlechts durch die LGBTIQ*-Thematik 
erfolgt, durch den Intersektionalitätsdis-
kurs oder auch durch die im Referat von 
Sushila Mesquita zu Recht kritisch be-
leuchtete ausschliessliche Geschlechter-
perspektive.  

Das Geschlecht bleibt für mich bei al-
ler Anerkennung der Ausführungen eine 
unverzichtbare, wesentliche soziale Ka-
tegorie in unserer Gesellschaft und soll 
deshalb auch wichtiger Faktor in der 
Gleichstellungsarbeit bleiben. Geschlech-
terdiskriminierungen sind nach wie vor 
akut und aktuell. Wenn es konkrete Bei-
spiele dafür brauchte, sei an einige of-
fensichtliche und schwere Formen in den 
folgenden Bereichen erinnert:
-	Die Stellung der Frauen in der Arbeits-

welt (Lohndiskriminierung, benachtei-

ligende Beförderungspraxis, sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz 
etc.),

-	Politik und Öffentlichkeit,
-	generelle Gewalt gegen Frauen 

(häusliche wie im öffentlichen Raum, 
Beispiel Hate speech gegen Renate Kü-
nast),

-	Beispiele aus der weltweiten #me-
too-Bewegung und deren Erfolge.

Zudem sollten wir das Geschlecht als 
historische Dimension nicht ausblenden: 
Frauen sind – bei all ihrer Individualität 
und den unterschiedlichen Lebensbedin-
gungen bzw. Bedürfnissen – als Gruppe 
durch Unrechtserfahrungen (typische 
und spezifische) miteinander verbunden.
 
-	Minderheiten lassen sich, wenn sie 

nicht mächtig sind, leichter diskrimi-
nieren und ausgrenzen, aber der Min-
derheitenstatus ist, wie wir gesehen 
haben, keine Voraussetzung dafür. Für 
mich ist es zudem ein defensiver, pro-
blematischer Ansatz, jeweils die Mar-
ginalisierung zu betonen. Er beinhaltet 
auch die Gefahr der Viktimisierung, 
der Bestätigung und Verstärkung der 
Opferrolle. Ich frage mich, ob die Be-
tonung des Identitätsansatzes und da-
mit die Betonung der Zugehörigkeit 
zu einer Minderheitengruppe nicht im 
Widerspruch steht zum andernorts als 
wesentlich angerufenen Konzept der 
Intersektionalität. 

-	Wer bestimmt eigentlich die Identitäts-
merkmale? Sind sie tatsächlich stets 
frei gewählt? Oder erfolgen nicht häufig 
Zuweisungen und Fremdbestimmun-
gen? Wie gehen wir dann um mit den 
addierenden und überschneidenden 
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Merkmalen? Wie werden neue Bestim-
mungen aufgenommen? Die einzelne 
Person setzt sich aus ganz unterschied-
lichen, mehreren Zugehörigkeitsmerk-
malen zusammen, nicht nur aus einem. 
Deren Bedeutung wechselt – im Guten 
wie im Problematischen. Sie sind mal 
unwichtig, mal hervorstechend, mal 
positiv besetzt, mal wirken sie belas-
tend. Teils sind sie selbstbestimmt, 
teils von aussen wahrgenommen und 
definiert. Jedenfalls gibt es keine Ein-
dimensionalität. Wer eine solche anruft 
oder auch nur in Kauf nimmt, riskiert, 
in eine Falle zu geraten. 

Dies bedeutet auch, dass eben Allianzen 
und Bündnisse weiter und offener reali-
siert werden können. Nicht ausschliess-
lich da, wo ich oder andere meine Identi-
tät auf einen Nenner bringen wollen. Es 
geht nicht um das eine jeweils gültige 
Identitätsmerkmal, sondern um die rele-
vanten Identitätsmerkmale. Sie machen 
wechselnde Allianzen möglich, lassen 
Gemeinsamkeiten wachsen. Sie stellen 
Entwicklungschancen für Individuen und 
die Gesellschaft dar.

4.	 Intersektionalität
Mehrere Referierende haben zu Recht die 
Bedeutung hervorgehoben, dass neben 
dem Geschlecht auch Sexualität, Ge-
schlechtsidentität, Alter, Ethnie, Religi-
on, Behinderung relevante Dimensionen 
sind, die Zugehörigkeit, Teilhaberechte 
und Gleichstellung mitbestimmen, ver-
stärken oder als Kriterien definieren  – 
bzw. eben den Ausschluss, die Diskrimi-
nierung, die Marginalisierung. Die Auf-
zählung dieser Zugehörigkeiten ist dabei 
nicht abschliessend.

Wir haben gelernt, darauf zu achten, 
sensibel und wachsam zu sein. Aber 
was bedeutet dies konkret für gesell-
schaftliche Prozesse, strukturelle und 
politische Gestaltung, Diskriminie-
rungspolitiken und rechtliche Diskurse?

Zu denken gibt mir in diesem Zusam-
menhang die Äusserung einer Fachfrau, 
die seit geraumer Zeit in der Schweiz Um-
setzungsarbeit im Bereich Rassismusbe-
kämpfung und -prävention begleitet und 
beobachtet. Sie kommt zum Schluss: Wir 
wissen um die Bedeutung der Intersekt-
ionalität und der Mehrfachdiskriminie-
rungen, wissen aber noch kaum, wie da-
mit wirksam umzugehen.

In diesem Sinne steht auch die Feststel-
lung von Gudrun Axeli Knapp: ‹Intersekt-
ionalität› sei zu einem «Passepartout 
geworden, einem Stenogramm, das zu 
mehr Komplexität in der Gesellschafts-
analyse einlädt und der feministischen 
Theorie erweiterte Perspektiven sugge-
riert».2  Dazu führt Ute Gerhard aus: 

	 «Gleichwohl ist mit der verstärkten 
Aufmerksamkeit für die multivaria-
te Mischung sozialer, kultureller und 
personaler Differenzierungen, insbe-
sondere mit der Aufzählung der wich-
tigsten Strukturkategorien race bzw. 
Ethnie, Klasse und Geschlecht sowie 
Sexualität, zunächst nichts über das 
Gewicht und Ausmass der wechsel-
seitig sich verstärkenden oder aufhe-
benden Ungleichheitsfaktoren gesagt, 
auch nicht, wie die Individuen diese 
Strukturen im Einzelnen erleben und 
erfahren. Insofern bleibt die Einlösung 
dieses mehrdimensionalen Ansatzes 
eine wichtige, aber sehr komplexe For-
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schungsaufgabe, in der je nach Fra-
gestellung theoretisch und empirisch 
jeweils zu klären ist, welche Relevanz 
die Kategorie Geschlecht im Ensemble 
der verschiedenen Herrschaftssysteme 
von Kapitalismus, Imperialismus und 
Sexismus eigentlich noch hat».3 

Dies hat aus meiner Sicht nichts an Ak-
tualität verloren, im Gegenteil. Nach wie 
vor gilt: Die Rede vom Kollektivsubjekt 
Frau ist insofern «richtig und angemes-
sen, als es tatsächliche und potenzielle 
Erfahrungen von Diskriminierung gibt, 
die alle Frauen einfach als Frauen tref-
fen».4 Race, Ethnizität, soziale Klasse 
und Geschlecht sind historisch entschei-
dende Dimensionen von Macht und Un-
gleichheitsbeziehungen; sie bleiben re-
levant, und es gilt, sie weiterhin mit zu 
bedenken. Die Juristin und Soziologin Ute 
Gerhard hält daher dezidiert an dieser ge-
meinsamen Unrechtserfahrung als Kon-
zeption fest, an Unrechtserfahrungen, die 
heute häufig struktureller Art sind (frü-
her auch vermehrt rechtlich untermau-
ert wurden). Sie geht noch einen Schritt 
weiter, wenn sie für die letzten zwanzig 
Jahre «eine verstärkte Neoliberalisierung 
des Feminismus» sowie eine Relativie-
rung und einen Bedeutungsverlust der 
Kategorie Geschlecht durch den zuneh-
menden Anspruch auf Intersektionalität 
feststellt.5 Für mich gibt es kein entwe-
der oder. Vielmehr empfiehlt es sich, das 
Geschlecht als wichtige Kategorie stets 
mitzubedenken – namentlich im histori-
schen, politischen, strukturellen Umfeld.

5.	 Umgang mit Mehrfachdiskriminie-
rungen: Wo stehen wir in der Schweiz?
Artikel 8 Absatz 2 unserer Bundesverfas-
sung zählt die Diskriminierungsgründe 

exemplarisch auf, enthält also keinen 
abschliessenden Katalog an un-
tersagten Benachteiligungskrite-
rien. Zweifellos umfasst er auch 
Kombinationen verschiedener 
Elemente bzw. die Schaffung eigenstän-
diger Diskriminierungen durch ein Zu-
sammentreffen mehrerer Benachteili-
gungen. Aber wir kennen in der Schweiz 
bisher noch keine Gerichtspraxis, die sich 
explizit mit Mehrfachdiskriminierun-
gen auseinandergesetzt hätte, auch noch 
keine Umsetzungsprogramme für deren 
Prüfung und Vermeidung.

Dennoch ist auch bei uns eine Entwick-
lung ersichtlich, die als wichtige Referenz 
dienen kann: So werden beispielsweise in 
der Istanbulkonvention des Europarats 
zur Verhütung und Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(in der Schweiz seit 2018 in Kraft) neben 
dem Geschlecht zusätzliche Diskriminie-
rungsmerkmale wie sexuelle Orientie-
rung, Geschlechtsidentität, Gesundheits-
zustand sowie Migrations- oder Flücht-
lingsstatus aufgeführt.

Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) hat, dies als zweites 
Beispiel, in einem neuen Urteil Diskri-
minierung wegen Hautfarbe, Geschlecht 
und Beruf anerkannt: Er verurteilte Spa-
nien (Beschwerde Nr. 47159/08) wegen 
Verletzung der EMRK, weil die spani-
schen Behörden es unterlassen hatten, 
die Vorwürfe einer Frau aus Nigeria ange-
messen und wirksam zu untersuchen und 
gegen die Täter vorzugehen. Die Frau war 
bei ihrer Arbeit als Sexarbeiterin in den 
Aussenbezirken von Palma de Mallor-
ca von der Polizei mehrfach angehalten, 
rassistisch beschimpft und körperlich 



64 65

angegriffen worden. Die Beschwerdefüh-
rerin machte geltend, wegen ihres Berufs 
als Prostituierte, wegen ihrer Hautfarbe 
sowie aufgrund ihres Geschlechts diskri-
miniert worden zu sein. Sexarbeiterinnen 
mit «europäischem Erscheinungsbild» 
seien nicht kontrolliert worden.

Wir können, so mein Fazit, aus solchen 
Beispielen lernen, unseren eigenen Blick 
zu schärfen, ein Referenzsystem aufzu-
bauen und unsere eigenen Ansprüche zu 
formulieren, unsere Argumentation dar-
aus zu entwickeln.

Das Gleichstellungsrecht entwickelt sich, 
ist nicht statisch. Das haben wir in der 
Vergangenheit erfahren mit der Entwick-
lung des Rechtsinstruments der indirek-
ten Diskriminierung, später mit der An-
erkennung der Bedeutung des Merkmals 
der sexuellen Orientierung. Auch wenn wir 
hier durch den neueren Bundesgerichts-
entscheid, der Benachteiligung aufgrund 
der Homosexualität nicht als Diskrimi-
nierung im Sinne des Gleichstellungsge-
setzes (Art. 3) anerkannte (8C_594/2018, 
Entscheid vom 05.04.2019), einen schwe-
ren Rückschlag erlebten. Beim Erlass des 
Gleichstellungsgesetzes, lassen sich im-
merhin entsprechende Spuren in der Ge-
setzesbotschaft von 1993 dafür finden, 
dass dies ein zaghaftes Diskussionsthema 
war. Für die Geschlechtsidentität und da-
mit die gesamte LGBTIQ*-Debatte jedoch 
noch nicht. 

6.	 ‹Privilegierte› 
Mehrfach war an der Tagung die Re-
de von den Privilegierten und den Mar-
ginalisierten und von der Frage, wer 
denn überhaupt berechtigt sei, Gleich-
stellungsforderungen zu stellen und für 

wen. Konsequenterweise war auch The-
ma, wer im Namen des «wir» spre-
chen darf, sich dazu legitimiert fühlen 
kann. Teils wurde vertreten, dass dies 
ausschliesslich marginalisierten und 
diskriminierten Personen vorbehalten 
bleiben solle. Diese Haltung ist für mich 
weder inhaltlich überzeugend noch als 
politische Strategie sinnvoll. Wir sollten 
vielmehr eine solche Dichotomie auflö-
sen bzw. gar nicht aufkommen lassen. 
Sie führt, wie wir bereits gesehen haben, 
in vielen Situationen und für viele Men-
schen zu einer verkürzten, den Lebens-
welten nicht entsprechenden und daher 
auch künstlichen Sichtweise. Sie verkennt 
die Komplexität der meisten Lebensreali-
täten, nämlich, dass häufig Menschen in 
einem oder mehreren Bereichen durch-
aus privilegiert sein können, in anderen 
aber eben nicht und dort entsprechende 
Diskriminierungserfahrungen machen. 
Zudem: Wer definiert, wer zu den ‹Pri-
vilegierten› gehört und wer nicht – und 
weshalb? Ziel muss es doch sein, mög-
lichst vielen Menschen dazu zu verhelfen, 
keine oder zumindest weniger Benachtei-
ligung und Ausgrenzung zu erfahren.   

Die niederländische Anthropologin Glo-
ria Wekker kommt nach der Forderung, 
im Kulturbereich endlich vermehrt nicht 
nur Diskriminierungen und Ausgrenzung 
Anderer (konkret people of colour) zu the-
matisieren, sondern das Nothing about us 
without us auch hier umzusetzen, zum 
Schluss: 

	 «Ich will nicht, dass sich irgendwer 
schuldig fühlt. Die Schuldfrage ist un-
interessant. Wichtig ist die geschärfte 
Wahrnehmung der eigenen Position. 
Untersucht eure Privilegien – und fragt 
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euch, wie ihr sie für alle fruchtbar ma-
chen könnt!».6 

Zur Frage, wer ist «wir» und wer darf 
beanspruchen, im Namen von «uns» zu 
sprechen: Die Diskussionen an der Tagung 
machten deutlich, dass es für viele Anwe-
sende wichtig ist, jeweils zu definieren, 
wer dazu gehört und wer nicht, wer das 
Wort als «wir» ergreifen kann, soll, darf 
und wer nicht. Dies gilt es zu respektie-
ren. Dennoch möchte ich vor Spaltungen, 
einer unnötigen Schwächung warnen, die 
mit einer zu einseitigen Beschäftigung 
mit dieser Frage einhergehen. Und eben-
so vor einer Individualisierung des An-
spruchs auf faktische Gleichstellung und 
gesellschaftliche Zugehörigkeit. Meines 
Erachtens geht es doch vielmehr dar-
um, dass möglichst viele Personen (Mit)
Verantwortung übernehmen und mitge-
stalten können und damit das «wir» be-
stimmen. Ein «wir» im Sinne eines soli-
darischen Handelns kann für mich nicht 
anmassend sein. Carolin Emcke dazu: 

	 «Es lässt sich nachvollziehen und ver-
stehen, was es heisst, diskriminiert zu 
werden. Das lässt sich abstrakt verste-
hen, als Struktur und Mechanik der Ex-
klusion, aber es lässt sich auch konkret 
verstehen, wenn jemand einem davon 
erzählt. Um die Erfahrung anderer 
nachzuvollziehen, braucht es allein das 
Wissen, dass nicht alle Menschen ausse-
hen, leben, glauben, lieben wie man selbst. 
Es brauch die Einsicht, dass die Bedin-
gungen der eigenen Existenz nicht ver-
allgemeinerbar sind».7 

7.	 Strukturelle Ungleichheiten und ge-
sellschaftliche Machtverhältnisse
Eng verbunden mit dem soeben Ausge-

führten stellt sich die Frage, ob es primär 
– wie verschiedene Voten an der 
Tagung vertraten – um das in-
dividuelle Bewusstsein, die indi-
viduellen Bedürfnisse gehe. Mir 
fehlten zuweilen die Berücksichtigung 
und der Einbezug sozialer, ökonomischer 
und politischer Bedingungen, die diskri-
minierendes Verhalten erleichtern, er-
möglichen, unterstützen und verstärken. 
Der jeweilige Handlungsbedarf soll daher 
stets in einen gesamtgesellschaftlichen 
Zusammenhang gestellt werden. Und an-
derseits sollten auch Umsetzungsmass-
nahmen aus einer umfassenden gesell-
schaftspolitischen Perspektive geprüft 
werden. Dafür reicht es nicht, nur das 
individuelle Bewusstsein zu stärken, es 
braucht ebenso dazu das kollektive. Erst 
dann können strukturelle Diskriminie-
rungen und systemische Ausgrenzungs-
mechanismen sowie deren asymmetri-
sche Machtverhältnisse erkannt und ent-
sprechend bekämpft werden. 

Die Fragen lauten daher für mich: Was 
kann ich, was können wir beitragen zur 
Verhinderung und Vermeidung von Aus-
grenzung und Diskriminierung aller Art? 
Und was kann ich, können wir beitra-
gen zur Stärkung und Verbesserung der 
tatsächlichen Gleichstellung aller Men-
schen? Fragen also, nehmen wir sie ernst, 
die in eine Verpflichtung zum politischen 
Handeln münden. 

8.	 Menschenrechte als Anknüpfungs-
punkt
Alecs Recher hat in seinem Votum in der 
Publikumsdiskussion die für mich als Re-
ferenzmöglichkeiten gültigen Schlüssel-
begriffe genannt: Grundrechte und Men-
schenrechte. Es muss ein gesellschaft-
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liches Interesse geben, Grundrechte und 
Menschenrechte zur Anwendung zu brin-
gen. Und zwar unabhängig und losgelöst 
von eigenen Diskriminierungs- oder Pri-
vilegierungserfahrungen.

Auch wenn lange Zeit teils verneint wur-
de, dass sich Frauen im gleichen Masse 
wie Männer auf sie berufen können und 
die entsprechende Tradition sowohl in der 
Schweiz als auch international eine relativ 
junge ist, haben Frauen weltweit in einer 
emanzipatorischen Bewegung erstritten, 
dass seit der vierten UN-Weltfrauenkon-
ferenz 1995 in Peking gilt: Frauenrechte 
sind Menschenrechte. Es sind Rechte, die 
einklagbar sind, die in nationalen Gesetz-
gebungen und völkerrechtlichen Konven-
tionen eine Verankerung kennen und, wie 
immer wieder bewiesen, auch den Vorteil 
beinhalten, gestaltbar und weiterent-
wickelbar zu sein. Bei allem Wissen um 
die Unvollkommenheit des Menschen-
rechtskatalogs, der bestehenden Lücken, 
ist das Anrufen der Menschenrechte ein 
souveräner, allgemein zu interessieren-
der Akt. Souverän und offensiv, allgemein 
gültig als gemeinsamer Nenner – und in 
einer gemeinsamen Sprache. Grund- und 
Menschenrechte als Massstab gesell-
schaftlichen Handelns führen zu objek-
tiven, allgemeingültigen Forderungen, 
deren Beachtung und Einhaltung über-
prüft werden können. Nochmals Carolin 
Emcke: 

	 «Ein Diskurs, in dem langfristig und 
ausschliesslich nur die eigenen Be-
dürfnisse, die eigenen Perspektiven, die 
eigenen Interessen artikuliert werden 
dürfen, verstümmelt zu seriell-kollek-
tivem Mono.».8 

9.	 Pragmatismus
Sushila Mesquita hat am Beispiel der 
Institution Ehe und ihrer Erweiterung 
die verschiedenen Dilemmata aufge-
zeigt. Einerseits steht die dringliche 
Forderung des Rechts auf Ehe für Alle im 
Raum. Anderseits stellt sich die Frage, 
ob Diskriminierungsabbau und Gleich-
stellungsförderung in familialen Bezie-
hungen ausgerechnet im Rahmen der 
ur-patriarchalen Institution Ehe erfolgen 
sollen bzw. können. Sushila Mesquita hat 
sich dabei für pragmatische Lösungen 
ausgesprochen. Dies in Anerkennung der 
Dringlichkeit der Postulate und im Wis-
sen darum, dass ohne Zwischenlösungen 
und Teilerfolge es nie zu allseits befrie-
digenden Lösungen für tatsächlich Alle 
kommen wird. Sushila Mesquita hat sich 
für den pragmatischen Weg und gegen 
eine überhebliche Radikalität entschie-
den. Diese Strategie leuchtet ein. Sie ist 
sinnvoll. Denn die kleinen Schritte, wenn 
sie an sich in die richtige Richtung zielen, 
deren Umsetzung bereits einen langen 
Atem und Widerstandskraft gegen den 
entgegenbrausenden Wind benötigen, 
nützen vielen Menschen und verbessern 
deren Lage. Sie verbieten es zudem in 
keinerlei Weise, konsequente Konzepte 
weiterzudenken und daraus Forderungen 
für übermorgen zu entwickeln.

Ich sehe hier auch durchaus Ansätze, die 
optimistisch stimmen:

Zum Beispiel die Revisionsvorschläge von 
Amnesty International zur Neudefinition 
des Straftatbestands der Vergewaltigung 
in der Schweiz, die in manchen Bran-
chen bereits umgesetzte Forderung der 
Gewerkschaften, die LGBTIQ*-Gleich-
stellung in Gesamtarbeitsverträgen zu 

Tagungssynthese

verankern (beim Bezug von Urlaubsta-
gen/Abwesenheiten, verstärkter Kündi-
gungsschutz von trans* Menschen etc.) 
und konkret die Revision von Artikel 
261bis Strafgesetzbuch, dem bisherigen 
Antirassismus-Artikel. Anfang Februar 
2020 werden wir darüber abstimmen, ob 
der heutige Titel dieses Gesetzesartikels 
«Rassendiskriminierung» neu «Dis-
kriminierung und Aufruf zu Hass» heis-
sen und die Herabsetzung der sexuellen 
Orientierung als Straftatbestand beinhal-
ten wird. Es bleibt aber gleichzeitig der 
Entscheid des Parlaments zu beklagen, 
das die Aufnahme des Kriteriums «Ge-
schlechtsidentität» abgelehnt hat. Be-
reits der Bundesrat hatte sich gegen eine 
entsprechende Formulierung ausgespro-
chen mit der Begründung, der Begriff sei 
unklarer als jener der sexuellen Orientie-
rung, «da er einem individuellen und zu-
tiefst privaten Gefühl entspringt, das un-
abhängig vom biologischen Geschlecht, 
dem Zivilstand und der sexuellen Orien-
tierung besteht».9 Dennoch wird die Re-
ferendumsabstimmung wichtig. Denn sie 
ermöglicht im positiven Falle eine Öff-
nung und stellte einen ersten, wichtigen 
Schritt dar für künftige Weiterentwick-
lungen. Bei einem negativen Ausgang 

bliebe dagegen die Türe nicht nur für 
diesen Strafartikel auf lange Zeit 
geschlossen, sondern bedeutete 
der Volksentscheid für die ge-
samte Thematik eine Erhöhung 
der Hürden und eine lähmende Wirkung 
für weitergehende Forderungen.

Apropos Pragmatismus: Jochen König 
antwortete im Workshop auf eine ihm 
gestellte Frage: Wir können nie sicher-
stellen, mit den getroffenen Massnah-
men alle Diskriminierungen zu beseitigen 
oder «das Richtige» zu tun; aber viel-
leicht und hoffentlich «das Richtigere». 
Denn es sei immer wieder erforderlich, 
die eigenen Positionen zu überdenken 
und allenfalls anzupassen. Mit diesem 
entlastenden Aufruf zu pragmatischen 
Lockerungsübungen möchte ich Sie alle 
einladen, die Erkenntnisse der reichen 
und reichhaltigen Tagung in den Alltag 
mit zu nehmen und, wie Linda Zerilli es 
formulierte, einen Feminismus als Poli-
tik, als historisch situierte und gemein-
schaftliche Freiheitsübung zu leben und 
in die Welt des Handelns aufzubrechen 
bzw. den Weg strammen Schrittes wei-
terzuverfolgen.10

1	 Emcke, Carolin: Ja heisst ja und…. Frankfurt am Main, 2019, 9.
2	 Knapp, Gudrun-Axeli: «Intersectionality»: ein neues Paradigma feministischer Theorie? Zur transatlantischen Reise von «Race, Class, 

Gender». In: Feministische Studien. Zeitschrift für interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung 23/1 (2005), 68-81, S. 43. 
3	 Gerhard, Ute: Für eine andere Gerechtigkeit. Dimensionen feministischer Rechtskritik. Frankfurt/New York, 2018, 53.
4	 Rössler, Beate: Der Wert des Privaten. Berlin, 2003, 77
5	 Schweigler, Daniela: Buchbesprechung. Ute Gerhard: Für eine andere Gerechtigkeit. In: STREIT 2/2019, 88-92, S. 89.
6	 Kedves, Alexandra: Mal Farbige anschauen gehen.Tages-Anzeiger 28. August 2019, 31.
7	 Emcke, Carolin: Ja heisst ja und…. Frankfurt am Main, 2019, 52 f.
8	 Ebd., 57.
9	 Stellungnahme des Bundesrats vom 15.8.2018 zur Parlamentarischen Initiative «Kampf gegen die Diskriminierung aufgrund der 

sexuellen Orientierung».
10	Zerilli, Linda: Feminismus und der Abgrund der Freiheit. Wien/Berlin, 2010, 96 f. u. 277, zit. in: Gerhard, Ute: Für eine andere Ge-

rechtigkeit. Dimensionen feministischer Rechtskritik. Frankfurt/New York, 2018, 59.



68

Herausgeberin 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich
Stadthausquai 17, 8001 Zürich
Tel. 044 412 48 68
gleichstellung@zuerich.ch
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung

Zürich, Dezember 2019

Impressum

Fotos Renate Wernli

Gestaltung Claudia Labhart

Druck Printoset, Zürich / Papier: 100% Recycling

Die Tagung wurde mit einem Beitrag unterstützt von



5

  

Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich
Stadthausquai 17
8001 Zürich
Tel. 044 412 48 68 

gleichstellung@zuerich.ch 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung

*


	Tagung Inhalt_WEB.pdf
	Tagung WEBpdf.pdf



